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    STAAT UND POLITIK 
 



24.11.2019, 22:26 UhrJean Asselborn zu Trump, Israel und dem Brexit

„Die EU-Länder sollten Palästina als Staat anerkennen“

Luxemburgs Außenminister plädiert für eine Reaktion auf den US-Kurswechsel im Nahen Osten. Er befürchtet
Millionen zusätzlicher Flüchtlinge. Ein Interview. VON ALBRECHT MEIER

Luxemburgs Außenminister Jean Asselborn. FOTO: UWE LEIN/DPA


Jean Asselborn ist seit 2004 Außenminister Luxemburgs und damit der dienstälteste Chefdiplomat in der EU. Er macht sich
große Sorgen um die Situation im Nahen Osten aufgrund des Politikwechsels der USA.

Herr Asselborn, US-Präsident Donald Trump betrachtet den Bau israelischer Siedlungen im Westjordanland nicht
mehr kategorisch als völkerrechtswidrig. Wie bewerten Sie das?
Ich halte es für dramatisch, wenn sich das stärkste Land der Welt einfach über das Völkerrecht hinwegsetzt. Noch im
Dezember 2016 wurde in einer Resolution im UN-Sicherheitsrat bekräftigt, dass die Siedlungspolitik aufhören muss, weil sie
gegen internationales Recht verstößt. Wenn sich mit dem Kurswechsel der USA jetzt überall das Recht des Stärkeren
durchsetzt, kommen wir in eine Lage, wo das Recht keine Stärke mehr hat. Die Ankündigung von US-Außenminister Pompeo
vom vergangenen Montag ist eine Abkehr von der Politik, welche die USA und die Europäer gemeinsam im Sinne einer Zwei-
Staaten-Lösung mit Israel und Palästina betrieben haben.

Welche Folgen könnte der Kurswechsel der USA haben?
Schon jetzt ist die Zwei-Staaten-Lösung ein ganz labiles Konstrukt. Aber wenn die israelische Siedlungspolitik und die
Zerstörung palästinensischer Häuser weitergehen, dann gibt es ganz einfach keinen Platz mehr für einen palästinensischen
Staat. Die Abkehr vom Völkerrecht wird dazu führen, dass es im Nahen Osten mindestens fünf Millionen zusätzliche
Flüchtlinge geben wird. Die betroffenen Palästinenser müssen dann irgendwie und irgendwo in Camps im Nahen Osten leben.
Das kann doch nicht im Interesse Israels sein.

Wie sollte die EU reagieren?
Die Europäische Union sollte eine Debatte führen, ob es nicht angebracht wäre, dass alle EU-Länder Palästina als Staat
anerkennen. So könnte man wenigsten ein Gegengewicht zur Politik Trumps schaffen. Wir wissen, wie schwierig es ist, in
Deutschland speziell, aber auch in Frankreich, Belgien, den Niederlanden, Spanien und auch Luxemburg zum Beispiel,
individuell Palästina anzuerkennen. Aber im Zuge einer europäischen Initiative wäre es denkbar. Eine Anerkennung Palästinas
durch die gesamte EU würde ein Signal setzen: Die Palästinenser brauchen eine Heimat, einen Staat, genau wie die Israelis.

Wie könnte die EU zu einer eigenständigeren Nahostpolitik kommen, etwa in Syrien?
Da muss ich etwas weiter ausholen. Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde die EU geschaffen, damit sich Deutschland und
Frankreich nicht mehr bekriegen. Es gab in den Fünfzigerjahren den Plan einer europäischen Armee, aber der ist gescheitert.
Natürlich haben europäische Länder wie Frankreich, Deutschland, Spanien, Italien, die Niederlande, Polen und andere
Armeen. Aber Europa als Ganzes ist keine militärische Macht. Mit Blick auf Syrien bedeutet dies, dass die EU dort militärisch
nicht am Drücker sein kann.
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Also sollen die Europäer dem russischen Präsidenten Putin Syrien als Einflusszone überlassen?
Dass Putin wie ein Puppenspieler in Syrien die Fäden zieht, hat nichts mit Europa zu tun. Es hat aber sehr wohl etwas mit den
Absprachen zu tun, die Trump mit dem türkischen Präsidenten Erdogan und Erdogan mit Putin getroffen hat. Und da sind wir
bei der Nato...

...Frankreichs Präsident Macron hat der Nato den Hirntod bescheinigt.
Zunächst einmal: Europa ist nicht imstande, sich selbst zu verteidigen. Darum brauchen wir die Nato. Aber wenn man jetzt, wie
es die USA und die Türkei im Fall Syriens getan haben, jegliche Absprache unterlässt, dann untergräbt das die politische
Allianz. Und wenn die politische Allianz nicht mehr steht, dann wird auch irgendwann der militärische Pakt zerstört. Von daher
hat Macron eine überfällige Diskussion angestoßen.

Ein anderes Beispiel, wo es um den Einfluss der Europäer in der Welt geht, ist die Dominanz Chinas. Die EU-Staaten
haben keinen klaren Kurs, wenn es um den Ausbau der 5G-Mobilfunknetze geht. Einerseits wollen Länder wie
Deutschland den chinesischen Konzern Huawei aus technologischen Erwägungen nicht grundsätzlich vom
Netzausbau ausschließen. Andererseits gibt es große Sicherheitsbedenken. Sollte der Umgang mit Huawei nicht auf
europäischer Ebene geregelt werden?
Ganz klare Antwort: Ja.

Wie könnte das im Detail aussehen?
Die EU-Kommission sollte einen Rahmen für den Ausbau der 5G-Netze schaffen. Dieser Rahmen, in dem wirtschaftliche
Erfordernisse und sicherheitspolitische Einschränkungen abgesteckt werden, sollte dann für alle EU-Staaten gelten – egal ob
sie engere wirtschaftliche Beziehungen zu China haben oder nicht.

In einer Woche will die designierte EU-Kommissionschefin Ursula von der Leyen ihr Amt antreten. Zu ihren
vorrangigen Aufgaben wird die Arbeit an einem neuen EU-Migrationspakt gehören. Wie sollte dieser Migrationspakt
aussehen?
Die bestehende Dublin-Verordnung muss dringend überarbeitet werden. Die EU-Kommissionschefin muss sicherstellen, dass
Ungerechtigkeiten künftig ausgebügelt werden. In einem neuen EU-Asylsystem müssen neue Kriterien für die Zuständigkeit
von Asylbewerbern festgelegt werden. Die Regelung, der zufolge Asylbewerber im Land ihrer ersten Einreise in die EU ihre
Verfahren bekommen sollen, hat ausgedient. Gegenwärtig werden nicht mehr als drei Prozent der Asylbewerber von anderen
EU-Staaten zurück in die Erstaufnahmeländer transferiert. Das bringt es mit sich, dass die Asylsuchenden ungewollt darüber
bestimmen, wo ihr Antrag bearbeitet wird. Das wiederum führt zu einer Überlastung von Ländern wie Deutschland, Frankreich,
Schweden und den Benelux-Staaten. Wir brauchen ein gemeinsames einheitliches europäisches Asylsystem, das auf Fairness
beruht. Wir brauchen einen Verteilungsmechanismus für Staaten, die überfordert sind. In einem solidarischen Europa kann es
nicht sein, dass ein Land wie Zypern mit einer Bevölkerung von 850.000 Menschen pro Jahr 15.000 Asylgesuche zu
bewältigen hat.

Staaten wie Ungarn und Polen sollen also einen größeren Anteil an Flüchtlingen aufnehmen?
Europäische Solidarität ist keine Einbahnstraße. Dies gilt nicht nur für EU-Fördermittel, sondern auch für Bereiche wie die
Migrationspolitik. Leider überwiegen gegenwärtig die nationalen Egoismen. Anders kann man es ja nicht ausdrücken, wenn es
Länder wie Ungarn, das 20 Mal mehr Einwohner hat als Luxemburg, nicht fertigbringen, in absoluten Zahlen zumindest so
viele Schutzsuchende aufzunehmen wie Luxemburg.

Befürchten Sie, dass Regierungschefs wie Ungarns Ministerpräsident Viktor Orban langfristig den Charakter der EU
verändern?
Wir sind eine Union von mittlerweile faktisch 27 Mitgliedstaaten. Es ist klar, dass jeder einzelne Mitgliedstaat die Union
mitprägt. Die Suche nach Kompromissen ist Teil unserer DNA in der EU. Mein Hauptvorwurf an Viktor Orban lautet
folgendermaßen: Er hat schwierige europäische Debatten intern zum Machterhalt instrumentalisiert, sei es in der
Flüchtlingspolitik oder bei der Diskussion um das Asylrecht und die gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik. Angesichts all
der aktuellen Probleme können wir es uns nicht leisten, ewig interne Debatten zu führen über Themen, die klipp und klar im
EU-Vertrag festgeschrieben sind. Das Verhalten Ungarns ist kein Maßstab für Rechtsstaatlichkeit und Gemeinschaftsgeist.
Indirekt bezahlen Balkanländer wie Nordmazedonien und Albanien dafür, indem sie vor der Tür gelassen werden.

Die EU-Staaten verhandeln derzeit an ihrem künftigen Finanzrahmen zwischen 2021 und 2027. Bislang sind die
Verhandlungen ergebnislos geblieben. Das liegt auch daran, dass Deutschland auf eine Begrenzung der EU-Mittel
pocht. Verstehen sie die Haltung der Bundesregierung?
Luxemburg hat stets zu den Mitgliedstaaten gehört, die einen schnellen Abschluss bei den Verhandlungen über den EU-
Finanzrahmen fordern. Wir brauchen ein Budget, das unseren politischen Ambitionen gerecht wird. Der Brexit und die EU-
Haushaltslücke dürfen keinen Vorwand dafür liefern, dass wir unsere Ambitionen zurückschrauben. Für kein Mitgliedsland.

Sollte die Bundesregierung die Politik der schwarzen Null aufgeben – auch um mehr Geld nach Brüssel überweisen
zu können?
Europa, die Euro-Zone und Deutschland brauchen momentan mehr Investitionen. Deutschland hat ja den nötigen Spielraum,
weil die Gesamtverschuldung unter die im Maastricht-Vertrag erlaubte Grenze von 60 Prozent der Wirtschaftsleistung
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gesunken ist. Ich will mich nicht in die innerdeutsche Debatte über die Haushaltspolitik einmischen. Nur so viel: Die
Schuldenbremse ist zwar im Grundgesetz verankert, aber die schwarze Null stellt eine politische Vereinbarung dar. Nach
allem, was man hört und liest von Ökonomen sowie von Gewerkschaftern und Arbeitgebern, wird die schwarze Null
mittlerweile fast einhellig in Frage gestellt. Wenn DGB, BDI und namhafte Wirtschaftsexperten zusätzliche Investitionen über
die schwarze Null hinaus fordern, dann ist das der Beweis, dass inzwischen alle den Ernst der Lage erkannt haben. Die Null
dürfte röter werden, ohne dass es zur Haushaltskatastrophe kommt – wenn ich mir dies erlauben darf zu sagen.

Am 12. Dezember wählen die Briten ein neues Parlament. Wem trauen Sie den Wahlsieg eher zu – dem amtierenden
Regierungschef Boris Johnson oder dem Labour-Vorsitzenden Jeremy Corbyn? 
Der Ausgang der Parlamentswahlen ist sehr schwer vorauszusagen. Laut Umfragen haben die Tories von Boris Johnson im
Moment einen Vorsprung von 14 Prozentpunkten vor der Labour-Partei von Jeremy Corbyn. Das sagt nicht unbedingt viel aus,
denn unmittelbar vor den Unterhauswahlen von 2017 hatte die damalige Regierungschefin Theresa May einen noch größeren
Vorsprung in den Umfragen. Sie schaffte es trotzdem nicht zu einer Mehrheit im Parlament.

Droht Johnson jetzt dasselbe Schicksal?
Es ist denkbar, dass es keiner Partei gelingt, bei der Wahl die absolute Mehrheit der Parlamentssitze zu erringen. Welche
negativen Konsequenzen das hat, haben wir ja in der Vergangenheit zur Genüge erlebt.

Hand aufs Herz: Halten Sie es tatsächlich für möglich, dass die britische Austrittsentscheidung noch einmal
rückgängig gemacht wird? 
Im letzten EU-Beschluss wurde Ende Oktober explizit noch einmal darauf hingewiesen, dass das Vereinigte Königreich das
Austrittsgesuch jederzeit wieder zurückziehen kann. Das hat ja auch der Europäische Gerichtshof deutlich gemacht. Dass das
Vereinigte Königreich in der EU bleibt, ist also immer noch möglich – auch wenn dies derzeit eher unwahrscheinlich klingt.
Offen gesagt wäre ein Verbleib Großbritanniens in der EU aber mein bevorzugtes Szenario.

Zu denen, die beim Brexit offenbar lieber ein Ende mit Schrecken als einen Schrecken ohne Ende wollen, gehört
Macron. Halten Sie es für denkbar, dass Frankreichs Präsident einem No-Deal-Brexit zum 31. Januar den Weg bereitet,
falls nach den Unterhauswahlen immer noch keine Klarheit herrschen sollte?
Die Wahrscheinlichkeit eines Austritts ohne Abkommen ist momentan geringer als noch vor ein paar Monaten. Trotzdem: Ein
No-Deal-Brexit ist nicht komplett ausgeschlossen. Wir müssen weiterhin vorsichtig sein. Frankreichs Präsident hat mehrmals
klargemacht, dass seine Geduld Grenzen hat. Und er ist hier nicht der Einzige. Ich habe Verständnis dafür, wenn Macron das
Gezerre um den Brexit nicht ewig fortsetzen will. Ich verstehe allerdings auch diejenigen, die eine Politik des kleineren Übels
wählen, um wirtschaftlichen und sozialen Schaden von ihrem eigenen Land abzuwenden.

Mehr zum Thema

Wird die EU französischer werden, wenn die Briten eines Tages draußen sind?
Die EU wird nicht unbedingt französischer, deutscher oder gar luxemburgischer werden, sondern – was ganz offensichtlich ist
– weniger britisch. In Luxemburg sehen wir dies durchaus mit Bedauern. Die Sichtweise des Vereinigten Königreichs auf
Europa und die Welt – offene Märkte, freier Handel, eine effektive Regulierung – wird Europa durchaus fehlen. Wir werden den
britischen Pragmatismus vermissen, sofern er überhaupt noch existiert.

Mehr lesen? Jetzt E-Paper gratis testen!

Themen:  Die EU Brexit Donald Trump Israel

Kehrtwende in Nahostpolitik der USA

Warum die Anerkennung israelischer Siedlungen nicht hilft

Von Christian Böhme
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Gemeinsamer Regierungsrat von Luxemburg und Rheinland-Pfalz auf Schloss Senningen
SENNINGEN
PASCAL STEINWACHS MIT DPA/LRS

Die rheinland-pfälzische Ministerpräsidentin
Malu Dreyer (SPD) war zwar erst Anfang des ver-
gangenen Jahres zum letzten Mal zu Besuch in
Luxemburg - damals wurde unter anderem eine

Vereinbarung über grenzüberschreitende Berufsbildung un-
terzeichnet - , doch die letzte gemeinsame Kabinettssitzung
der Regierungen von Luxemburg und Rheinland-Pfalz fand

vor über fünf Jahren statt, seinerzeit in Trier.
Nicht erst wieder am Sankt࠽ Nimmerleinstag" treffen
Und wie Premierminister Xavier Bettel anlässlich des gest-
rigen Treffens der Regierungen von Luxemburg und Rhein-
land-Pfalz - diesmal auf Schloss Senningen - an die Adresse
seiner "Freundin࠽ Malu Dreyer unterstrich: Zum࠽ Glück sind
wir beide immer noch dabei". Das nächste diesbezügliche
Treffen dürfe allerdings nicht, und der eher im Französischen
bewanderte Staatsminister suchte nach dem passenden Wort,
an࠽ Sankt Nimmerleinstag" stattfinden. Wir࠽ müssen uns in
nächster Zeit früher sehen", so Bettel. Dreyer unterstrich
ihrerseits, dass Luxwemburg und Rheinland-Pfalz an einem

Strang ziehen müssten.
Zu besprechen gab es gestern dann auch mehr als genug,

neben dem absoluten Dauerbrenner Cattenom vor allem ein

weiterer Ausbau des öffentlichen Transports, will heißen
mehr und bessere Bus- und Bahnverbindungen. Auch wollen
sich Luxemburg und Rheinland-Pfalz in Berlin dafür einset-

zen, Luxemburg und Trier deutlich früher als bislang geplant
an das Fernverkehrsnetz der Deutschen Bahn anzuschließen.

Bisher ist ein Anschluss erst für 2030 vorgesehen. Außerdem
will man die Park -and -Ride -Parkplätze und Fahrradwege auf
beiden Seiten der Grenze ausbauen.

Wie Bettel unterstrich, würden einzelne Maßnahmen beim
Thema Mobilität aber nicht ausreichen. Es gehe hier auch um
den Ausbau von Fahrgemeinschaften und die Stärkung von
Telearbeit. Dass der öffentliche Transport vom 1. März 2020

an hierzulande kostenlos wird, erwähnte der Regierungschef
natürlich auch.

Thema der Gespräche war gestern auch die Forderung

unter anderem der Region Trier nach einem finanziellen
Ausgleich für Pendler, die in Luxemburg arbeiteten. Als die-
se Frage auf der gemeinsamen Pressekonferenz zur Sprache
kam, wechselte ein leicht genervter Xavier Bettel vom Deut-

schen ins Luxemburgische. Er könne nicht akzeptieren, dass
verschiedene Leute versuchen würden, einem das Gefühl zu
geben, als habe die ganze Grenzregion unter dem Wachstum
Luxemburgs zu leiden. Luxemburg schaffe Arbeitsplätze und
sorge für Transferleistungen und Renten, und einem dann
das Gefühl zu geben, dass man leide, wenn man Luxemburg
als Nachbar habe, das sei nicht zu akzeptieren. Luxemburg
beteilige sich des Weiteren an Projekten, von denen die ganze
Grenzregion profitiere.

Danach wechselte Bettel wieder ins Deutsche... ࡁ

"Wir wollen bessere
Bus- undBahnverbindungen«

XAVIER BETTEL Premierminister







AUSBAU DES P&R AN DER GRENZE
Längst ist klar, dass der P&R-Parkplatz am Grenzübergang Wasserbillig/
Meseriich mit derzeit 261 Stellplätzen den Bedarf nicht decken kann.
Deshalb wurde ein konsequenter Ausbau beschlossen, zunächst auf 737

Plätze. Nun sollen bis 2023 730 weitere Stellplätze hinzukommen. Die ers

te Ausbauphase mit Anlage von zwei Kreisverkehren und einer Bushalte-
stelle hat begonnen. Auch in Wasserbillig soll beim Bahnhof ein Parkhaus
entstehen. Da Luxemburg ab dem kommenden 1. März den öffentlichen
Nahverkehr kostenlos macht, könnte die Nachfrage nach Parkgelegenhei-

ten in der Grenzregion deutlich steigen.

GRENZÜBERSCHREITENDER TRANSPORT
In einem europaweiten Vergabeverfahren, welches vom Zweckverband
Schienenpersonennahverkehr Rheinland-Pfalz Nord (SPNV-Nord)
ausgeschrieben wurde, ging die DB Regio AG als Sieger des Vergabe-
verfahrens hervor und nimmt zum Fahrplanwechsel im Dezember 2019

den Betrieb einer neuen Regionalbahnlinie Trier -Luxemburg auf. Von
diesen Änderungen profitieren auch die CFL-Fahrgaste auf dem Teil-
stück Wasserbillig -Luxemburg. Damit werde die Anzahl der täglichen
Zugverbindungen zwischen der Region Trier und dem Großherzogtum

Luxemburg nahezu verdoppelt, heißt es aus dem Mobilitätsministerium.

Luxemburg hat sich übrigens mit acht Millionen Euro am zweigleisigen

Ausbau der Bahnstrecke auf deutscher Seite bei Igel (Trier -Saarburg)
beteiligt. Außerdem erhalten jetzt alle Stationen zwischen Trier-Ehrang
und Wittlich eine stündliche Direktverbindung (Mo -Sa, ca. 5.00-21.00)
nach Luxemburg. Bereits im Dezember sollte auch die "Weststrecke࠽
zwischen Trier und Luxemburg für den Passagierverkehr reaktiviert
werden - dazu gehört auch die Anpassung einer Reihe von Bahnhöfen
an der Strecke. Allerdings kam es zu Verzögerungen und die Strecke

ist wohl erst ab Herbst 2024 befahrbar. Früher als das dürften auch

neue grenzüberschreitende Buslinien einsatzbereit sein. Luxemburg

und Rheinland-Pfalz wollten sich in Berlin außerdem dafür einsetzen,
Luxemburg und Trier deutlich früher als bislang geplant an das Fernver-
kehrsnetz der Deutschen Bahn anzuschließen. Bisher ist ein Anschluss
erst für 2030 vorgesehen.

GRENZÜBERSCHREITENDE AUSBILDUNG
Im März 2018 unterzeichneten Luxemburg und Rheinland-Pfalz eine

Vereinbarung zur grenzüberschreitenden Berufsbildung. Das eröffne
Bildungschancen und Berufsperspektiven und diene gleichzeitig der
Fachkräftesicherung der Unternehmen, hieß es damals. Die Vereinba-

rung ermögliche es Auszubildenden, den praktischen Teil ihrer Ausbil-
dung unter Lehrvertrag in einem Land und die schulische Ausbildung im

jeweils anderen Land zu absolvieren. Rund 200 Auszubildende nehmen
diese Möglichkeit derzeit wahr.

DIE SACHE MIT DEM AUSGLEICH
Wie Lothringen auch fordert Rheinland-Pfalz einen Ausgleich für Grenz-

pendler. Rund 32.500 Pendler vor allem aus den Kreisen Bitburg-Prüm,
Trier -Saarburg und der Stadt Trier entrichten ihre Einkommenssteuer
in Luxemburg. Schätzungen zufolge würden den Kommunen dadurch
Steuermittel in Höhe von mehr als 50 Millionen Euro entgehen, die feh-

len würden zum Bau von Infrastrukturen wie Schulen, Kitas und Straßen.

Der Bürgermeister von Trier und Landräte der Kreise Trier -Saarburg und
Bitburg-Prüm hatten kürzlich in dem Sinne an die deutsche Regierung
geschrieben. Berlin hält Ausgleichszahlungen von Luxemburg für Steuer-

ausfälle von Grenzkommunen allerdings für unrealistisch. Xavier Bettel
erteilte dem Vorhaben, für das es ein Abkommen zwischen Luxemburg
und Deutschland geben müsste, gestern erneut eine Absage.

DAUERBRENNER CATTENOM
Luxemburg und Rheinland-Pfalz sprachen sich erneut für eine࠽ zeit-
nahe Schließung" des pannengeplagten Atomkraftwerks Cattenom in
Frankreich aus. Der Betrieb des Meilers in Grenznähe zu Luxemburg und

Deutschland sei ein࠽ Sicherheitsrisiko für unsere Bürgerinnen und Bür-

ger. Das haben wir gestern gesagt, das sagen wir heute und das werden
wir auch morgen sagen", sagte Xavier Bettel. Auch das Saarland fordert
das Aus des AKWs.



WO STEHEN WIR?

Luxemburg und Rheinland-Pfalz verbindet vieles
Man sieht sich oft und gerne: Die Minister aus Luxem-
burg und aus Rheinland-Pfalz begegnen sich weit öfter
als in gemeinsamen Ministerräten, wie gestern wieder
einer in Senningen stattfand. Der letzte liegt übrigens
fünf Jahre zurück und ging in Trier über die Bühne, der
Stadt, die eine ganz besondere Attraktion auf die Lu-

xemburger ausübt.
Und man kennt sich. Viele der Mitglieder der beiden

Regierungen waren bereits damals mit an Bord - mit
dem Unterschied, dass SPD-Ministerpräsidentin Ma -
lu Dreyer an der Spitze einer rot -grünen Koalition
stand. Seit 2016 führt sie eine rot -gelb -grüne Regie-
rungsmannschaft an. Zwar stammt die Regierungs-
chefin aus Neustadt an der Weinstraße, lebt aber seit
langem mit ihrem Mann, dem ehemaligen Trierer
Oberbürgermeister Klaus Jensen, in der ältesten Stadt
Deutschlands und war dort lange Vorsitzende der ört-

lichen SPD-Gruppierung. Jensen ist übrigens auch
noch Honorarkonsul für Luxemburg in Trier.

Trotz Amtssitz im fernen Mainz dürfte Malu Dreyer
also vortrefflich auf dem Laufenden über die Verhält-
nisse im Großherzogtum und die Befindlichkeiten in
den Grenzregionen séin, von denen aus täglich rund
33.000 Rheinland -Pfälzer ins Nachbarland pendeln.

Dass die grenzüberschreitende Mobilitätsfrage
demnach ganz oben auf der politischen Agenda steht,
liegt auf der Hand.

Das tun aber auch all die anderen Problematiken,
die sich um die Arbeitnehmer in Rheinland-Pfalz in
Luxemburg drehen wie Sozialversicherung und Steu-
errecht. Immer wieder taucht von rheinland-pfälzi-
scher wie auch von lothringischer Seite übrigens die
Forderung an Luxemburg auf, einen Teil der Einkom-
menssteuereinnahmen wieder zurück an die Sitzlän-
der der Grenzgänger zu führen. Eine legitime Forde-
rung, sagen die Einforderer, schließlich hätten die an-

grenzenden Regionen etwa Infrastrukturen für die bei
ihnen lebenden Grenzgänger zu bauen und zu unter-
halten. Die Luxemburger kontern indes stets, die
Grenzgänger würden doch auch einen Teil des in Lu-

xemburg verdienten Geldes zuhause ausgeben und au-
ßerdem beteilige sich das Großherzogtum mit richtig
viel Geld etwa am Ausbau der Bahninfrastrukturen
über die Grenzen hinaus. Über die Jahre haben sich ei-
ne Menge grenzüberschreitender Projekte Mit Rhein-
land-Pfalz konkretisiert: vom Bildungsbereich über
die kulturelle Zusammenarbeit bis hin zur Kooperati-
on im Rettungswesen. Nicht zu unterschätzende Brü-

ckenschläge, die den Alltag der Menschen in der Groß-
region verbessern und oftmals Modellcharakter in der
EU haben. Das führt zusammen.

Einst galt es übrigens, die Menschen in Rheinland-
Pfalz zusammenzuführen. Die wurden nämlich nicht
lange gefragt: Das Bundesland wurde nämlich am 30.

August 1946 durch eine Verordnung der französischen
Besatzer gegründet.

Die࠽ Gründung von Rheinland-Pfalz war Feuer-

wehrpolitik, um die ungünstigen und unsicheren Ver-
hältnisse rasch zu stabilisieren. Den Akteuren konnte
nicht klar sein, wohin die Reise ging", blickte 2016 der
Mainzer Geschichtsprofessor Michael Kißsener auf
die Landesgründung zurück, bei der die Rheinpfalz,
Rheinhessen und Teile der einstigen preussischen
Rheinprovinz zusammen gewürfelt worden waren. Ge-
genden, die bereits unter ihren Vorgängerstaaten zu
den wirtschaftlich schwächsten gehörten. Im Lauf der
Jahrzehnte ist allerdings zusammengewachsen, was
nicht zusammengehörte und wurde aus Rheinland-
Pfalz eine starke Wirtschaft mit starken Zugpferden,
wie etwa BASF in Ludwigshafen - Bundeskanzler Hel-
mut Kohls Heimatstadt -, aber auch einer ganzen Men-
ge von kleinen, innovativen Juwelen. CLAUDE KARGER

STECKBRIEF RHEINLAND-PFALZ
FLACHE 19.854,21 km 2,

7 -größtes der 16 deutschen Bundesländer

GRENZEN MIT Luxemburg (126 km), Frankreich (112 km),
Belgien (58 km), Nordrhein-Westfalen (312 km), Hessen (277 km),

Saarland (207 km), Baden-Württemberg (93 km)

BEVÖLKERUNG 4,1 Millionen

24 Landkreise, 2.304 Gemeinden
(davon 12 kreisfreie Städte und 30 verbandsfreie Gemeinden)

41 Prozent der Fläche sind von Wald bedeckt,
das macht aus Rheinland-Pfalz das waldreichste Bundesland

Mit 816 Metern ist der Erbeskopf im Hunsrück die höchste Erhebung







FILMPREMIERE Léif࠽ Lëtzebuerger...": Vor 100 Jahren bestieg Großherzogin Charlotte den Thron
Rend Hoffmann
Wohl kaum eine Staatschefin
hat Luxemburg so geprägt
wie Großherzogin Charlotte.
Vor 100 Jahren bestieg
sie den Thron. Ein Film
erinnert an ihre wichtige
Rolle während des Zweiten
Weltkriegs. Gestern wurde
er in der hauptstädtischen
Philharmonie im Beisein
der großherzoglichen Familie
gezeigt.

Es war ein buntes Bild, das sich
am Dienstagabend in der Phil-
harmonie bot. Mehrere hundert
Gäste waren zur Vorführung des
Films Léif࠽ Lëtzebuerger", an-
lässlich des 100 -jährigen Jubilä-
ums der Thronbesteigung von
Großherzogin Charlotte, eingela-
den worden.

Um die Anwesenden auf das
Event einzustimmen, wurden auf
der Leinwand Fotos der Monar-
chin gezeigt. Dabei sah man aber
nicht nur Bilder von offiziellen
Anlässen, sondern auch private
Aufnahmen, wie zum Beispiel
von einer Billard -Partie im
Hobbyraum oder vom Badeur-
laub in Frankreich. Entdecken
konnte man auch die nachdenk-
liche Seite der Monarchin, die
sich besonders während des
Zweiten Weltkriegs fortwährend
Sorgen um Land und Leute
machte.

Großherzogin Charlotte er-
blickte am 23. Januar 1896 im
Schloss von Colmar -Berg das
Licht der Welt. Sie war die zweite
Tochter von Großherzog Guil-
laume und und Großherzogin
Marie-Anne. Als der Monarch
am 25. Februar 1912 starb, folgte
ihm Großherzogin Marie -Adel-
held auf dem Thron. Durch ihre
Rolle im Ersten Weltkrieg musste
sie aber 1919 zugunsten ihrer
jüngeren Schwester Charlotte ab-
danken.

Die Zeit zwischen beiden Welt-
kriegen war nicht leicht für
Europas Königshäuser, unter-
strich Premierminister Xavier
Bettel am Dienstag in seiner Re-
de. Viele Monarchien . ver-
schwanden.

Nicht aber in Luxemburg. Dort
festigte die neue Monarchin ihre
Position durch ein Referendum.
Im selben Jahr heiratet Großher-
zogin Charlotte Prinz Félix von
Bourbon-Parma. Das Paar hat
sechs Kinder, darunter der in die-
sem Jahr verstorbene Großher-
zog Jean.

1939 feierte Luxemburg seine
100 Jahre Unabhängigkeit,
nichtsahnend, dass die Zukunft
des Landes wenig später durch
den deutschen Einmarsch ernst-
haft gefährdet sein wird. Die
großherzogliche Familie sowie
einige Minister sind gezwungen,
zu fliehen.

Nach Etappen in Frankreich,
Spanien und Portugal finden
Prinz Félix und die Kinder Zu-
flucht in den USA. Die Staats-
chefin jedoch weigert sich,
Europa zu verlassen, und lässt
sich in England, in London, nie -e
der. Von dort aus kämpft sie ge-
gen die Nazis, für die Unabhän-
gigkeit Luxemburgs und die De-
mokratie.

Legendär sind ihre Ansprachen
in der BBC, in denen sie dem Lu-
xemburger Volk Mut zuspricht,
zum Durchhalten oder gar zum
Widerstand auffordert. Auf diese
Weise wurde sie zum Symbol Lu-
xemburgs ࠵ ein Symbol, das sie
noch heute ist, unterstrich der
Regierungschef.

In den USA wird sie indes zum
Aushängeschild der anti-deut-
schen Propaganda.

Ihr Ehegatte Félix und ihr ältes-
ter Sohn Jean nehmen am 10.
September 1944 an der Befreiung
Luxemburgs teil und werden
enthusiastisch empfangen, eben-

so wie Großherzogin Charlotte
selbst, die jedoch erst im folgen-
den Jahr, am 14. April 1945, ins
Land zurückkehrt.

Die Monarchin dankt am 12.
November 1964 , nach 45 Jahren
an der Spitze des Landes, zu-
gunsten von Großherzog Jean ab.
Sie stirbt am 9. Juli 1985 im Alter
von 89 Jahren.

Sie bleibe durch ihr Charisma
und ihre Rolle in schweren Zei-
ten immer Teil des kollektiven
Gedächtnisses, betonte Xavier
Bettel ࠵ und das, obwohl sie ur-
sprünglich gar nicht Staatschefin
werden sollte.
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Der Enkel der Grande࠽ Dame",
wie sie auch gerne genannt wird,
Großherzog Henri, hob in seiner
Rede ihre Rolle als Mutter und
Großmutter hervor. Sie sei immer
ein Familienmensch gewesen,
der die Kunst, die Poesie, die Mu-
sik, aber vor allem die Natur lieb-
te. Von ihr habe seine Familie das
Umweltbewusstsein geerbt, ist
das heutige Staatsoberhaupt
überzeugt. Zudem sei es nie lang-
weilig gewesen, weil sie stets lus-
tige Geschichten zu erzählen hat-
te. Sie࠽ war der Magnet der Fami-
lie", so der Großherzog.

Das Verhältnis zu ihrem Ehe-
mann und ihrem Sohn Jean sei ein
besonders inniges gewesen. Aus
diesem Grund habe Letzterer nach
seiner Thronbesteigung auch das
Vermächtnis seiner Mutter unbe-
irrt weitergeführt.

Gezeigt wird aber auch eine ganz
persönliche Seite der Monarchin.
Ihre Zerrissenheit, als sie das Land
verlassen musste, ihren Kampfes -willen, ihr unerschütterliches En-
gagement gegen den Totalitarismus
und ihre feste Überzeugung, dass
sich alles zum Guten wenden wird.
Die Produktion wurde illustriert
und ergänzt mit Aussagen von
Zeitzeugen, Historikern sowie u.a.



Nachfahren von Regierungsmit-
gliedern (Bech, Bodson, Krier, Du-
pong), die damals mit Charlotte ins
Exil gingen. Dabei gab es, trotz des
ernsten Themas, auch den einen
oder anderen Lacher.

Der Film scheint auf jeden Fall
gut gefallen zu haben, denn er wur-
de nach dem Ende mit langem Ap-
plaus quittiert.
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Budget 2020: EU-Kommission lobt Luxemburg (https://wort.lu/de/politik/budget-2020-eu-kommission-lobt-
luxemburg-5dd65569da2cc1784e350357)
Politik (https://wort.lu/de/politik) 3 Min. 21.11.2019

Budget 2020: EU-Kommission lobt Luxemburg
Politik (https://wort.lu/de/politik) 3 Min. 21.11.2019

(dpa/jt) - Eine ganze Reihe von Euro-Staaten könnte im kommenden Jahr aus Sicht der EU-Kommission
erhebliche Probleme bei ihren Haushaltsplänen bekommen. Acht Staaten drohten gegen die Vorgaben
des Euro-Stabilitätspakts zu verstoßen, teilte die Brüsseler Behörde am Mittwoch mit. Vor allem in
Italien, Frankreich, Spanien und Belgien gebe es für 2020 ein erhöhtes Risiko. Auch in Portugal,
Slowenien, Finnland und der Slowakei drohen Probleme. 

Mit dem Pakt sollen vor allem die Haushalte der Staaten mit der Gemeinschaftswährung im Gleichgewicht
gehalten werden, um die Sicherheit des Euro zu gewährleisten. Erlaubt ist eine jährliche Neuverschuldung von
höchstens 3 Prozent und eine Gesamtverschuldung von 60 Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP). Zudem
sind in der Haushaltsplanung der Staaten etwa längerfristige Schuldensenkungsziele vorgesehen.

Bei anhaltenden Verstößen kann die EU-Kommission Strafverfahren anstoßen, an deren Ende die
Finanzminister theoretisch milliardenschwere Strafen verhängen können. Das ist in der Praxis allerdings noch
nie geschehen.

Rüge für vier Länder

Während der Euro-Finanzkrise waren die Defizite und Schuldenstände vor allem ab 2010 in den Euro-Staaten
extrem gestiegen. Einige Länder bekamen dadurch etwa bei der Finanzierung öffentlicher Einrichtungen
erhebliche Probleme, andere - wie Griechenland - standen gar vor der Staatspleite. In den vergangenen Jahren
besserte sich die Lage. Als letztes Land war zuletzt Spanien im Juni aus dem Strafverfahren wegen
übermäßiger Neuverschuldung entlassen worden.

„Diese vier Länder haben die günstigen wirtschaftlichen Zeiten nicht genutzt, um ihre Finanzen in Ordnung zu
bringen“, bemängelte EU-Finanzkommissar Valdis Dombrovskis mit Blick auf Italien, Spanien, Frankreich
und Belgien. „Das ist besorgniserregend.“

Die Kommission und die aufgelöste Koalition aus populistischer Fünf-Sterne-Bewegung und rechter Lega in
Rom lagen im vergangenen Jahr wegen überhöhter Ausgaben des hoch verschuldeten Landes im Clinch. Für

https://www.wort.lu/de/politik/budget-2020-eu-kommission-lobt-luxemburg-5dd65569da2cc1784e350357
https://www.wort.lu/de/politik
https://www.wort.lu/de/politik


die neue Mitte-Links-Regierung aus Fünf-Sternen und sozialdemokratischer PD ist das Budget nun ein erster
europapolitischer Härtetest. In Frankreich hatte Präsident Emmanuel Macron während der „Gilets jaunes“-
Proteste versucht, mit milliardenschweren Steuersenkungen die Wogen zu glätten.

Die Eurozone verzeichnete in den vergangenen Jahren eine deutliche wirtschaftliche Erholung und
Wachstum. Wegen der andauernden Handelsstreitigkeiten - vor allem zwischen den USA und
China -, einer lahmenden Weltwirtschaft und hoher Unsicherheit für Firmen wegen des
Brexit-Gezerres in Großbritannien sahen die Prognosen zuletzt aber wieder deutlich trüber
aus.

Lob für Luxemburg und Deutschland  

Insgesamt biete sich in der Eurozone ein gespaltenes Bild zwischen Staaten mit hoher Verschuldung und
Ländern, die finanzielle Spielräume hätten und nutzen müssten, hieß es von der Kommission weiter.

Zufrieden war die EU-Kommission mit den Haushaltsplänen von Deutschland, Irland,
Griechenland, Zypern, Litauen, Luxemburg, Malta, den Niederlanden und Österreich. Diese
Länder werden die Vorgaben des Stabilitäts- und Wachstumspakts 2020 erfüllen. 

Brüssel fordert Luxemburg allerdings auf, die Fortschritte im Kampf gegen aggressive
Steuerplanung zu beschleunigen. Im Juli hatte der Europäische Rat in einer Empfehlung an Luxemburg
moniert, dass "der hohe Anteil von Dividenden-, Zins- und Lizenzgebührzahlungen am BIP" darauf schließen
lasse, "dass Unternehmen die Steuervorschriften des Landes zu aggressiver Steuerplanung nutzen können".

Auch für die große Koalition in Deutschland gab es Lob. „Es ist beruhigend, dass Euro-Staaten wie
Deutschland und die Niederlande ihre finanzpolitischen Spielräume nutzen, um Investitionen zu
unterstützen“, sagte Dombrovskis. „Es gibt allerdings Spielraum für sie, mehr zu tun.“

Die EU-Kommission hatte in den vergangenen Jahren angesichts deutlicher Überschüsse von Deutschland
immer wieder verstärkte Investitionen gefordert, um das Wirtschaftswachstum im Lande und in der gesamten
Eurozone zu stärken. Die Bundesregierung hatte sich zuletzt auf Ausgaben in Höhe von rund 362 Milliarden
Euro für 2020 verständigt - knapp sechs Milliarden mehr als in diesem Jahr. Zum siebten Mal in Folge will sie
allerdings keine neuen Schulden machen.





55 Prozent des in Luxemburg
verbrauchten Stroms stammen aus

erneuerbaren Quellen,
zehn Prozent sind noch Atomstrom.

Luxemburg. Obwohl alle Luxemburger
Haushalte seit Anfang des Jahrzehnts nur
noch grünen Strom beziehen, setzt sich der
nationale Strommix noch zu 10,4 Prozent
aus Atomstrom und zu 34 Prozent aus fos-
silen Energien zusammen. 55 Prozent der
6 600 jährlich verbrauchten Gigawattstun-
den (GWh) stammen aus erneuerbaren
Quellen. Im letzten Jahr wurden erstmals
über zehn Prozent des in Luxemburg ver-
brauchten Stroms aus einheimischen, -grü࠽
nen" Quellen, etwa Wind und Sonne, be-

zogen. Der Anteil an den "Erneuerbaren࠽
soll in den nächsten Jahren deutlich stei-
gen. Bis 2030 rechnet die Regierung mit ei-
nem nationalen Fuhrpark, in dem die Hälf-
te aller Fahrzeuge elektrisch angetrieben
wird. Diese etwa 240 000 Elektroautos auf
Luxemburger Straßen sind aus Klimasicht
nur sinnvoll, wenn sie mit erneuerbar er-
zeugtem Strom betrieben werden. Der ak-
tuelle Luxemburger Strommix würde ihnen
keine Emissionsvorteile verschaffen. pley



Die Luxemburger Haushalte beziehen Ökostrom, die Industrie erhält den "Restmix࠽ aus Kernkraft, Kohle und Gas
Von Pierre Leyers

Dem elektrischen Strom sieht man
nicht an, wo er herkommt. Ob
Strom aber aus einer erneuerba-
ren Quelle stammt, lässt sich an-
hand des Herkunftsnachweises
feststellen, den der Produzent aus-
stellen muss, damit der Strom als
"grün࠽ verkauft werden kann. Die
sieben Stromlieferanten; die auf
dem Luxemburger Markt für Pri-
vathaushalte aktiv sind, haben alle
ein Angebot parat, das zu 100 Pro-
zent aus erneuerbaren Quellen ge-
speist wird. Alle Luxemburger
Haushalte beziehen seit mehreren
Jahren nur noch Ökostrom, wobei
ein bekannter Anbieter einer Va-
riante seines Naturstroms noch das
Präfix "Nova࠽ voranstellt, um so
ein Premiumangebot zu kenn-
zeichnen - Strom, der aus der Re-
gion stammt und von modernen
Anlagen erzeugt wird.

Obwohl alle Haushalte nur noch
grünen Strom beziehen, setzt sich
der nationale Strommix zu 10,4
Prozent aus Atomstrom und zu 34
Prozent aus fossilen Energien zu-
sammen. Dies geht aus der detail-
lierten Antwort hervor, die Ener-
gieminister Claude Turmes und
Wirtschaftsminister Etienne
Schneider dem Abgeordneten Sven
Clement (d'Piraten) auf seine par-
lamentarische Anfrage geben.

Der Löwenanteil der fossilen
Energien im nationalen Strommix
wird aus Erdgas gespeist, gefolgt
von Steinkohle und Braunkohle.
Die restlichen 55 Prozent des ver-
brauchten Stroms sind grün, wo-
bei die Wasserkraft mit etwa 45
Prozent die mit Abstand wichtigs-
te Quelle darstellt. Windenergie
hat mit fünf Prozent einen noch
verhältnismäßig geringen Anteil
am gesamten Luxemburger
Strommix. Der Anteil an -Erneu࠽
erbaren" ist im europäischen Ver-
gleich recht hoch. In Deutschland
etwa machen erneuerbare Ener-
gien nur 35 Prozent am Strommix
aus, in der gesamten EU sind es
30 Prozent.

Etwas mehr als die Hälfte des
Luxemburger Stroms ist grün, die
andere Hälfte nicht. Das liegt vor
allem daran, dass außer der Nie-
derspannung für private Endver-
braucher auch Hochspannung für
industrielle Kunden gebraucht
wird. Für Betriebe und Industrie-
anlagen spielt die Herkunft des
Stroms eine weitaus geringere
Rolle als sein Preis. Die industri-
ellen Kunden verlangen nicht aus-
drücklich Atomstrom, wohl aber
beziehen sie ihre Energie von Lie-
feranten, die den Strom an soge-
nannten Strombörsen einkaufen,
wie z.B. dem European Energy Ex-
change (EEX) in Leipzig. Dieser

Strom, der an der Börse gehandelt
wird, lässt sich keinem speziellen
Produzenten zuordnen, weshalb er
auch als "Reststrom࠽ bezeichnet
wird.

240 000 Elektroautos
Der weitaus größte Teil des in
Luxemburg verbrauchten 'Stroms
stammt aus Deutschland, ein klei-
ner Teil aus Belgien. Aus Rich-
tung Frankreich wird ausschließ-
lich das Industriestromnetz der
Sotel gespeist, das hauptsächlich
die Elektrostahlwerke und die CFL
beliefert. Die Verbindung mit
Frankreich ist politisch umstritten
wegen der Nähe zum Kernkraft-
werk Cattenom. Greenpeace
wehrte sich jahrelang gegen die
2013 von Sotel in Betrieb genom-
mene Hochspannungsleitung an
der luxemburgisch -französischen
Grenze, worüber das Industrie-
netz heute 80 Prozent seines
Stroms bezieht. Was die Erzeu-
gung erneuerbarer Energien im
Land selbst anbelangt, so hat Lu-
xemburg ehrgeizige Ziele. Sowohl
die Produktion von Strom aus
Wind- und Solarkraft als auch aus
Biomasse steigt von Jahr zu Jahr.
Von 2014 mit 392 Gigawattstun-
den (GWh), so einem Bericht des
Institut luxembourgeois de régu-
lation (ILR) zufolge, nahm die er-

neuerbare Energieproduktion im
Land 2018 auf 688 GWh zu. Erst-
mals wurden im vergangenen Jahr
mehr als zehn Prozent des ver-
brauchten Stroms aus lokalen, er-
neuerbaren Quellen gespeist.

Sorgen darüber, dass der zu-
nehmenden Zahl der Elektroautos
eines Tages der Saft für die Bat-
terien ausgehen könnte, sind
unberechtigt. Bis zum Jahr 2030
rechnet die Regierung mit einem
nationalen Fuhrpark, in dem die
Hälfte aller Fahrzeuge elektrisch
angetrieben wird. Demnach wer-
den in etwas mehr als zehn Jahren
ungefähr 240 000 elektrisch an-
getriebene Fahrzeuge angemeldet
sein. Wenn jedes davon durch-
schnittlich 12 000 Kilometer im
Jahr zurücklegt, und dabei 20 kWh
auf 100 km an Energie verbraucht,
so entspricht dies einem gesamten
Stromverbrauch von 520 GWh.
Hinzugerechnet werden müssen
noch weitere 300 GWh für den
Durchgangsverkehr, sodass 2030
voraussichtlich etwa zehn bis 15
Prozent des Stroms in Luxemburg
von Elektroautos verbraucht wird.
Von einem absehbaren Stromeng-
pass könne keine Rede sein, ver-
sichern beide Minister dem Ab-
geordneten der Piraten in ihrer
Antwort.







Handwerk beklagt eine Verschärfung der Situation
LUXEMBURG

t`hrgstian Mui€er
Das Handwerk in Luxemburg
steht unter Druck. Die
Suche nach Fachkräften hat
sich zu einer der größten
Sorgen entwickelt. Einfache
Lösungen gibt es jedoch
nicht.
Das Handwerk als Ganzes ist der
größte Arbeitgeber des Landes.
Insgesamt zählt die Branche
7.459 Betriebe und 94.758 Ar-
beitsplätze, darunter 88.128 An-
gestellte (2018). In den letzten
Jahrzehnten ist das Handwerk
beständig, zusammen mit der Lu-
xemburger Volkswirtschaft, ge-
wachsen. 1970 zählte es noch ge-
rade mal 25.000 Mitarbeiter.

Mittlerweile beginnt jedoch der
Mangel an Fachkräften zu einem
Hindernis für das zukünftige
Wachstum zu werden. Qualität࠽
ist nur mit qualifiziertem Perso-
nal zu erreichen", sagte Tom
Oberweis, Präsident der Luxem-
burger Handwerkskammer, ges-
tern vor Journalisten. Das Thema
an sich sei nicht neu. Aber࠽ die
Situation hat sich verschärft."
Der Arbeitskräftemangel ent-
wickle sich mehr und mehr zu ei-
nem Wachstumshemmnis.

Satte 9.400 neue Mitarbeiter
will die Branche in den kommen-
den zwölf Monaten . einstellen.
Das hat die Kammer auf Basis
von repräsentativen Umfrageer-
gebnissen errechnet. Vor࠽ allem
Unternehmen mit weniger als
neun Mitarbeitern wollen weiter
einstellen", so Max Urbany von
der Chambre࠽ des métiers". Am
höchsten sei die Nachfrage in
den Sektoren Bauwesen und Me-
chanik.

Im Jahr 2018 hat das Luxem-
burger Handwerk hingegen
"nur࠽ 3.249 neue Jobs geschaffen.
Für die gestiegene Nachfrage ge-
be es jedoch gute Gründe, so die

Kammer. So sei die Branche auf
der Suche nach Mitarbeitern mit
neuen Talenten, um neue Ni-
schen, wie beispielsweise ökoin-
novative Technologien, zu er-
schließen. Gleichzeitig stehe die
Branche vor einem -Generati࠽
onseffekt". Rund 23.000 Ange-
stellte sind heute älter als 50.

Ç(1' i4l
die Regie n
Des Weiteren stellen Maßnah-
men zur Vereinbarkeit von Beruf
und Familie, wie der Elternur-
laub, ein zunehmendes Problem
für die Branche dar, beklagen die
Vertreter des Sektors. Man sei
nicht gegen das Prinzip des El-
ternurlaube; wünsche sich jedoch
mehr Flexibilität. Die࠽ Organisa-
tion ist schwierig in einem Be-
trieb mit nur fünf Mitarbeitern",
so Marc Gross. Bei großen Fir-
men sehe das anders aus.

Für die Branche ist es demnach
wichtig, einerseits für die aktuel-
len Mitarbeiter attraktiv zu blei-
ben und andererseits neue Mitar-
beiter anheuern zu können. Zur-
zeit sucht die Mährheit der Un-
ternehmen des Sektors (75 Pro-
zent laut Umfrage) vor allem in
Luxemburgs Nachbarländern
nach neuem Personal. 13 Prozent
suchen in Portugal. Osteuropa
haben die Betriebe noch nicht
auf dem Radar, so die Kammer.

Doch Grenzgänger können von
der Verkehrssituation abge-
schreckt werden und Fachkräfte
aus anderen Ländern würden
zwar durch gute Gehälter ange-
zogen, aber durch die hohen Le-
benshaltungskosten wieder abge-
schreckt. Die࠽ Wohnungssituati-
on macht Luxemburg unattrak-
tiv", sagte Kammer -Direktor Tom
Wirion.

hHuKspres
LinC Mobilität

Wegen࠽ der sehr schwierigen La-
ge für die Betriebe ist nun konse-
quentes Handeln von der Politik
gefordert", sagte Wirion. Es࠽ gibt
eine Vielzahl von Schrauben, an
denen man nun drehen muss."
Die Branchenvertretung hat sich
also viel vorgenommen. Mit dem
Wirtschaftsministerium will sie
über Talente reden, mit dem Bil-
dungsministerium über die künf-
tigen Bedürfnisse der Unterneh-
men und mit dem Außenministe-
rium über die Fragen der Immi-
gration, mit dem Arbeitsministe-
rium über Weiterbildung.

Die Liste der Wünsche an die
Regierung ist lang. Da rund die
Hälfte der Angestellten Grenz-
gänger sind, plädiert die Kammer
dafür, der grenzüberschreitenden
Mobilität mehr Gewicht zu ge-
ben. Es könnten Gewerbezonen
an den Grenzen errichtet wer-
den. Des Weiteren soll in Luxem-
burg den Schülern das Hand-
werk mit einer wirtschaftsnahen
Berufsberatung schmackhafter
gemacht werden. Zudem
wünscht sich die Kammer Maß-
nahmen für ältere Arbeitnehmer
und eine Reform der Einwande-
rungsverfahren. Hinzu kommt
ein "Empfangspaket࠽ mit Schu-
len, Sprachkursen und Wohn-
möglichkeiten für die händerin-
gend gesuchten Mitarbeiter.

Im Idealfall würde sich Wirion
eine Politik࠽ aus einer Hand"
wünschen, etwa einen nationa-
len Beauftragten. Wirtschaft࠽
und Politik müssen proaktiv wer-
den. Die Regierung soll sich orga-
nisieren." Und er warnt: Je࠽ län-
ger wir warten, desto schwieriger
wird es ࠵ auch in Deutschland
gibt es Fachkräftemangel. Uns
läuft die Zeit davon."
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STAATSANLEIHE Luxemburg wird fürs Schutdenrrachen bezahlt

Christian Muller
Weltweit sind negative Zinsen
ein Thema. Nun ist auch der
Luxemburger Staat auf den
Zug aufgesprungen. Erstmals
hat er neue Schulden
gemacht und wird von den
Investoren dafür bezahlt.
Insgesamt 1,7 Milliarden Euro
frisches Geld wollte Luxemburg
an den Märkten einsam-
meln. Seit dem gestrigen Morgen
konnten sich interessierte Geld-
geber melden. Und Interesse gab
es: Angebote über satte 6,4 Milli-
arden Euro sind eingegangen.
Bereits am Abend des gleichen
Tages konnte die Operation ab-
geschlossen werden.

Es handelt sich um die erste tra-
ditionelle Staatsanleihe des

Großherzogtums, für die die
Geldgeber keine Zinsen erhalten
werden. Im Gegenteil: Sie akzep-
tierten einen Zinssatz von minus
0,247 Prozent auf dem Geld, das
sie dem Luxemburger Staat lei-
hen. Das teilte das Finanzminis-
terium in einer Pressemeldung
mit.

1 Nllrin Furo
Das Darlehen über 1,7 Milliarden
Euro hat eine Laufzeit von sieben
Jahren und endet im November
2026. Das Geld soll unter ande-
rem genutzt werden, um einen
Kredit über zwei Milliarden, der
im März 2020 fällig wird, zurück-
zuzahlen. Für diesen musste der

Staat jährlich 3,375 Prozent Zin-
sen zahlen.

Dass Luxemburg mittlerweile
fürs Schuldenmachen bezahlt
wird, ist keine Überraschung.
Weltweit sind die Zinsen niedrig
und viele Menschen sind auf der
Suche nach sicheren Geldanla-
gen. Um diese Sicherheit zu er-
halten, sind Investoren seit eini-
gen Jahren sogar bereit, zu bezah-
len.

Der࠽ Erfolg dieser , Operation
spiegelt den Wert unseres AAA-
Ratings und das Vertrauen der
Anleger in die luxemburgische
Wirtschaft wider", wird Finanz-
minister Pierre Gramegna in der
Pressemeldung zitiert.



Barclays: Neue Filiale in Luxemburg (https://wort.lu/de/business/barclays-neue-filiale-in-luxemburg-
5dd7e3a7da2cc1784e3504c6)
Wirtschaft (https://wort.lu/de/business) 22.11.2019

Barclays: Neue Filiale in Luxemburg
Wirtschaft (https://wort.lu/de/business) 22.11.2019

Die britische Großbank Barclays hat eine neue Niederlassung in Luxemburg, "um das europäische
Firmenkundengeschäft weiter auszubauen", wie es in einer am Freitag veröffentlichten Mitteilung
heißt.

"Die Niederlassung wird sich darauf konzentrieren, Unternehmen und Finanzinstituten eine Reihe von
Bankprodukten anzubieten - darunter Cash-, Schuldenmanagement und Handelsfinanzierungen", so das
Geldhaus.

Die Luxemburger Niederlassung wird künftig von Snorre Tysland geleitet; die britische Bank ist
seit mehr als einem Jahrzehnt in Luxemburg vertreten.

https://www.wort.lu/de/business/barclays-neue-filiale-in-luxemburg-5dd7e3a7da2cc1784e3504c6
https://www.wort.lu/de/business
https://www.wort.lu/de/business


Leitartikel

Von Pierre Leyersprognosen haben es bekanntlich an sich, schwie-
rig zu sein, besonders wenn sie die Zukunft be-
treffen. Die 2,6 Prozent Wirtschaftswachstum,
die die Europäische Kommission Luxemburg in

ihrer Herbstprognose in diesem und im kommenden Jahr
voraussagt, sind angesichts der allgemeinen Schwäche im
Euroraum eine gute Nachricht. Ob_ sich die Vorhersage er-
füllt, steht auf einem anderen Blatt. Der immer wieder
verschobene britische EU -Austritt und die von US-Präsi-
dent Donald Trump losgetretenen Handelskonflikte sorgen
für das, was Geschäftsleute und Statistiker am meisten
verabscheuen: Ein Klima der Unsicherheit. Luxemburg ist
zwar Wachstumsmeister, hängt aber am Tropf der Finanz-
märkte, deren Kapriolen es auf Wohl und Wehe ausgelie-
fert ist.

Da ist es sicherer, in die Vergangenheit zu schauen. Ein
Blick zurück offenbart, was die Wirtschaftsleistung anbe-
langt, Erstaunliches. Seit Jahren ist Luxemburg unter den
wachstumsstärksten Mitgliedern der Eurozone unange-

fochtener Klassenprimus. Das
überdurchschnittlich steigende
Bruttoinlandsprodukt führt zu
vollen Staatskassen, Wohlstand
für die meisten, und zum tägli-
chen Stau für alle. Das Wachs-
tum ist derart zur Normalität
geworden, dass die Frage, wo-
her es eigentlich stammt, völlig
in den Hintergrund tritt.

Die positive Entwicklung
verdankt Luxemburg vor allem

seinem überdimensionierten Finanzsektor. Während in
großen Ländern wie Deutschland das verarbeitende Ge-

werbe krankt, sorgen die auf Dienstleistungen ausgerich-
teten Banken und Investmentfonds dafür, dass der Wirt-
schaftsmotor weiter brummt. Abgesehen von seiner eige-
nen, hohen Produktivität stimuliert der Finanzsektor alle
anderen Wirtschaftssektoren. Ein businessfreundliches ge-
setzliches Umfeld und eine proaktive Regierung sorgen
dafür, dass sich die internationalen Geldhäuser in Luxem-
burg wohl fühlen.

Das Wachstum hat seinen Preis. Es beruht nicht nur auf
einem dynamischen Finanzsektor, sondern wird auch
durch die Schaffung immer neuer Arbeitsplätze befeuert.
Wohnungspreise ohne Bezug zur Realität und ein Heer an
der Verkehrssituation verzweifelnder Grenzgänger sind
die Folge.

Vor allem aber birgt die Abhängigkeit vom Finanzplatz
große Risiken. Die Zeiten, wo bei den Banken die Bäume in
den Himmel wuchsen, sind längst vorbei. Stattdessen wer-
den kleinere Brötchen gebacken. Hohe Kosten bei der Di-
gitalisierung ihrer Geschäftsmodelle, vor allem aber das
historisch niedrige Zinsumfeld drücken auf die Ertrags-
kraft. Auch den Versicherungen machen die Minizinsen bei
der Anlage ihres Kapitals zu schaffen. 60 Prozent aller
Banken weltweit sind laut einer rezenten McKinsey-Studie
nicht gut genug aufgestellt, um einen ernsthaften Ab-
schwung zu überstehen. Das ist bei den Luxemburger Ins-
tituten, die auf ihre Mutterhäuser angewiesen sind, nicht
viel anders.

Beim Abschwung gibt es die Gewissheit, dass er eines
Tages kommt. Das Luxemburger Wirtschaftswunder wird
nicht ewig währen. Zumindest diese Prognose ist sicher.
Kontakt: pierre.leyers@wort.lu

Die
Abhängigkeit

vorn Finanzplatz
birgt Risiken.
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SENNINGEN (dpa) Zwischen Rhein-
land-Pfalz und Luxemburg soll es
künftig mehr und bessere Bus- und
Bahnverbindungen geben. Das ha-
ben die Regierungen der beiden Län-
der am Dienstag bei einer gemein-
samen Sitzung im luxemburgischen
Senningen beschlossen. Außerdem
wolle man die Park-and-Ride-Park-
plätze und Fahrradwege auf beiden
Seiten der Grenze ausbauen. Es gebe
keine andere Region in Europa mit
so vielen Grenzpendlern, sagte die
rheinland-pfälzische Ministerpräsi-
dentin Malu Dreyer (SPD). Deswe-

gen sei es wichtig, bei dem Thema
weiterzukommen.
Gut 33 000 Menschen pendeln allein

aus Rheinland-Pfalz täglich zur Ar-

beit ins Großherzogtum. Insgesamt
lockt Luxemburg mehr als 200 000

Pendler aus Deutschland, Frankreich
und Belgien an. Das zweitkleinste
Land der EU leidet daher unter chro-
nischen Verkehrsstaus.
Mit neuen Zugverbindungen ab Trier
rückten Rheinland-Pfalz und Lu-
xemburg zum Fahrplanwechsel im
Dezember enger zusammen, sagte
Dreyer. Wenn die Weststrecke Trier
dann reaktiviert sei, würden Zug und
Nahverkehr noch attraktiver werden.
Dies sei derzeit für Herbst 2024 ge-
plant.
Luxemburgs Premierminister Xa-

vier Bettel (Liberale) sagte, einzel-

ne Maßnahmen reichten beim The-
ma Mobilität nicht. Es gehe auch
um neue Buslinien, den Ausbau von
Fahrgemeinschaften und die Stär-

kung von Arbeitsplätzen zu Hause.
Vom 1. März 2020 wird der öffent-
liche Transport in Luxemburg für
Nutzer kostenlos werden. Luxem-
burg und Rheinland-Pfalz wollen
sich in Berlin auch dafür einsetzen,
Trier und Luxemburg deutlich früher
als bislang geplant an das Fernver-

kehrsnetz der Deutschen Bahn anzu-
schließen, kündigten die Regierungs-
chefs an. Bisher ist ein Anschluss erst
für das Jahr 2030 vorgesehen.



Wer mit der Bahn ins Großherzogtum pendelt, kann sich bald über bessere Verbindungen
und sogar Gratis -Züge freuen. Die Regierungschefs beider Länder wollen aber noch mehr tun.

VON KATHARINA DE MOS UND BIRGIT

REICHERT

TRIER/LUXEMBURG So groß der fi-
nanzielle Anreiz ist, in Luxemburg
zu arbeiten, so grbß ist auch der mit

dem Pendeln verbundene Stress.

Lange Staus, volle Züge und belegte
Pendlerparkplätze gehören zum All-
tag der mehr als 33 000 Menschen,
die aus der Region Trier täglich zur
Arbeit ins Großherzogtum fahren.
Es࠽ gibt keine andere Region in Eu-

ropa, wo so viele Grenzpendler le-
ben wie bei uns", sagte die rhein-
land-pfälzische Ministerpräsidentin
Malu Dreyer (SPD) am Dienstag bei
einer deutsch-luxembürgischenRe-
gierungssitzung in Senningen. Der

Grenzverkehr war denn auch das

große Thema des Treffens.
Rheinland-Pfalz und Luxemburg

haben beschlossen, noch ein Stück
näher zusammenzurücken. So soll
es künftig mehr und bessere Bus -
und Bahnverbindungen geben. Au-
ßerdem wolle man die Pärk-and-Ri-
de-Parkplätze und Fahrradwege auf
beiden Seiten der Grenze ausbauen.
Insgesamt lockt Luxemburg mehr

als 200 000 Pendler aus Deutsch-
land, Frankreich und Belgien an.
Mit neuen Bahnverbindungen ab

Trier rückten Rheinland-Pfalz und
Luxemburg zum Fahrplanwechsel
im Dezember enger zusammen,
sagte Dreyer, die sich eine deutliche
Verbesserung davon verspricht, dass
Züge dann öfter fahren. Wie der zu-
ständige Zweckverband Schienen-
personennahverkehr Nord bereits
2018 mitteilte, soll die Zahl der Ver-
bindungen von Wittlich über Trier
nach Luxemburg ab Dezember fast
verdoppelt werden. Alle Stationen
zwischen Trier-Ehrang und Wittlich
erhalten so eine stündliche Direkt-
verbindung nach Luxemburg. 2024
soll dann mit einigen Jahren Verzö-
gerung die Weststrecke in Trier reak-
tiviert werden. Ein Projekt, an dem
beide Regierungen großes Interesse

haben. Auch wollen sich beide da-
für einsetzen, dass der für 2030 an-
gekündigte Fernzug von Luxemburg
über Trier an die Nordsee bereits frü-
her rollen kann. Nach wie vor sei

es. keine࠽ gute Situation", dass Trier

und die ganze Region vom Fern-

verkehr "abgehängt࠽ sei. Das blei-
be einfach ein Dauerthema.
Luxemburgs Premierminister Xa-

vier Bettel sagte, einzelne Maßnah-
men reichten nicht. Es gehe auch
um neue Buslinien, den Ausbau von
Fahrgemeinschaften und die Stär-

kung von Arbeitsplätzen zu Hause.

Vom 1. März 2020 an wird der öffent-
liche Transport in Luxemburg für
Nutzer kostenlos. Auf deutscher Sei-
te ist bisher nicht geplant, die Preise
zu senken. Man werde beobachten,
wie sich der Grenzverkehr ab März
entwickelt, und erneut zusammen-
kommen, falls Probleme entstehen,
sagte Dreyer.
Bei aller Harmonie gab es nicht bei
jedem Thema Einigkeit. So bezeich-
nete Bettel es als inakzeptabel, dass
Kommunen aus der Region Trier ei-
nen finanziellen Ausgleich für Pend-
ler fordern., die in Luxemburg ar-
beiteten. Dreyer sagte, der Wunsch
der Kommunen sei aus deren Sicht
nachvollziehbar. Es handele sich
aber um eine nationale Angelegen-
heit.



Die Region Trier fordert
einen finanziellen
Ausgleich für die vielen
Luxemburg -Pendler.
Ein Vorstoß, der bei
den Nachbarn nicht gut
ankommt.
VON KATHARINA DE MOS

SENNINGEN Am Arm des luxemburgi-
schen Premierministers Xavier Bet-
tel betritt Ministerpräsidentin Malu
Dreyer den Raum. Ein Einzug, der
bereits zeigt, wie nah man sich ist.
Da wundert . es wenig, dass Bettel
kurz darauf betont, wie vertrauens-
voll und eng die Zusammenarbeit
mit Rheinland-Pfalz sei. Und wie
wichtig die Partnerschaft.

Und doch ist beim Treffen der Re-

gierungschefs im luxemburgischen
Schloss Senningen nicht alles Son-

nenschein. So nah man sich beim
internationalen Nahverkehr auch
kommen möchte ࠵ kaum kommt
die Sprache auf eine Forderung
deutscher Gemeinden, so kühlt die
Stimmung bei aller Herzlichkeit
merkbar ab.

Die Stadt Trier und die Landkrei-
se Bitburg-Prüm und Trier -Saarburg
hatten im Mai von Luxemburg ei-

nen steuerlichen Ausgleich für die
dort lebenden Grenzgänger gefor-
dert. In einem Brief, mit dem sie

Bundeskanzlerin Angela Merkel um
Hilfe baten, hatten sie darauf hin-
gewiesen, dass die Pendler zwar in

ihren Orten Kitas, Schulen und Stra-
ßen nutzten - ihre Steuern jedoch
in Luxemburg zahlten. Da in vie-
len Grenzorten inzwischen mehr
Pendler lebten als Menschen, die
in Deutschland arbeiten, stelle das
die Gemeinden vor große finanziel-
le Herausforderungen.

Im Landkreis Trier -Saarburg seien
diese Steuerausfälle durch die hohe
Zahl der Pendler nach Luxemburg
besonders hoch, sagte Landrat Gün-

ther Schartz anlässlich des Treffens
in Senningen. Konkret wünsche er
sich von der Landesregierung, den
Vorschlag eines Ausgleichsmodells
nach dem Vorbild der belgisch -lu-
xemburgischen Vereinbarung in
die Gespräche einzubringen. Belgi-
en erhält als finanziellen Ausgleich
für seine 31 000 Pendler rund 30

Millionen Euro vom Großherzog-
tum. Nun biete sich die Gelegen-
heit, das Thema im direkten Ge-
spräch mit Luxemburg anzugehen,
sagt Schartz.

Und Bettel betont am Dienstag
mit einem Blick auf Malu Dreyer,
dass dieses Gespräch stattgefunden
habe. Die࠽ Landesregierung hat die

Bitte der Kommunen unterstützend
an die Bundesregierung geschickt",
erklärt Dreyer der Presse. Das Anlie-
gen sei angekommen. Ihre Aufgabe

sei es jedoch, dafür zu sorgen, dass࠽
wir in der Grenzregion gut zusam-
menarbeiten".

Und was denkt Bettel? Diese Fra-
ge beantwortet er - nachdem er die
ganze Zeit Deutsch gesprochen hat

- auf Luxemburgisch. Und selbst de-
nen, die nur die Hälfte verstehen,
wird klar: Er ist nicht begeistert. Wir࠽
schaffen Arbeitsplätze, wir schaffen
sozialen Transfer, wir schaffen eine

Dynamik in der Region, die ganz
wichtig ist", betont Bettel, der die
Forderung deutlich ablehnt.

Stattdessen sei es wichtig, ge-
meinsame Projekte voranzubrin-
gen. So wie einen besseren Nahver-
kehr, der zu einer Win-Win-Situation
führe: Die Deutschen kämen ange-
nehm und günstig zur Arbeit - und
in Luxemburg sei auf den Straßen
weniger los. Die 30 Millionen Euro,
die sich Joachim Streit, Landrat des
Eifelkreises Bitburg-Prüm, vom
Großherzogtum wünschen würde,
werden demnach so schnell nicht
fließen.

Deutlich mehr Einigkeit herrscht
angesichts des pannengeplagten
Atomkraftwerks Cattenom. Beide
Regierungen fordern das schnelle
Aus. Zuletzt hatten sich die Regie-
rungschefs vor fünf Jahren getroffen.
Das sei zu lange, sagte Bettel. Wir࠽
müssen uns in nächster Zeit früher
sehen."



Tausende pendeln täglich aus Rheinland-Pfalz nach Luxemburg zur Arbeit. Tendenz steigend. Im Kampf gegen
Staus und volle Straßen machen sich die Länder intensiv für einen weiteren Ausbau des öffentlichen
Personennahverkehrs stark.

Senningen (dpa/Irs) - Zwischen Rheinland-Pfalz und Luxemburg soll es künftig mehr und bessere Bus- und
Bahnverbindungen geben. Das haben die Regierungen der beiden Länder am Dienstag bei einer gemeinsamen

Sitzung im luxemburgischen Senningen beschlossen. Außerdem wolle man die Park -and -Ride -Parkplätze und
Fahrradwege auf beiden Seiten der Grenze ausbauen. "Es gibt keine andere Region in Europa, wo so viele

Grenzpendler da sind wie bei uns", sagte die rheinland-pfälzische Ministerpräsidentin Malu Dreyer (SPD).

Deswegen sei es wichtig, bei dem Thema weiterzukommen.

Gut 33 000 Menschen pendeln allein aus Rheinland-Pfalz täglich zur Arbeit ins Großherzogtum. Insgesamt lockt
Luxemburg mehr als 200 000 Pendler aus Deutschland, Frankreich und Belgien an. Das zweitkleinste Land der

EU leidet daher unter chronischen Verkehrsstaus.

Mit neuen Zugverbindungen ab Trier rückten Rheinland-Pfalz und Luxemburg zum Fahrplanwechsel im Dezember

enger zusammen, sagte Dreyer. Wenn die Weststrecke Trier, die bis Herbst 2024 geplant sei, reaktiviert sei,

würden Zug und Nahverkehr noch attraktiver werden. "Das sind richtig gute Fortschritte, an denen wir weiter
arbeiten."

Luxemburgs Premierminister Xavier Bettel sagte, einzelne Maßnahmen reichten beim Thema Mobilität nicht. Es
gehe auch um neue Buslinien, den Ausbau von Fahrgemeinschaften und die Stärkung von Arbeitsplätzen zu

Hause. Vom 1. März 2020 wird der öffentliche Transport in Luxemburg für Nutzer kostenlos werden.

Wie sich das auf die Grenzpendler auswirken werde, sei noch unklar. Es könnte sein, dass dann mehr Pendler mit
dem Auto bis zur Grenze fahren, um dann in Luxemburg in den den Zug oder Bus zu steigen, sagte Bettel. Dreyer

sagte, beide Seiten hätten entschieden, "dass man jetzt das Ganze beobachtet und dann erneut
zusammenkommt zu Gesprächen". Luxemburg habe Hilfsbereitschaft gezeigt, falls es zu Problemen kommen
sollte, sagte sie. 1

Luxemburg und Rheinland-Pfalz wollten sich in Berlin auch dafür einsetzen, Luxemburg und Trier deutlich früher
als bislang geplant an das Fernverkehrsnetz der Deutschen Bahn anzuschließen. Bisher ist ein Anschluss erst für
2030 vorgesehen. "Wir wollen eine entsprechende Initiative noch mal starten", sagte Dreyer. Nach wie vor sei es

"keine gute Situation", dass die ganze Region vom Fernverkehr "abgehängt" sei. "Es bleibt einfach ein
Dauerthema."

Zudem sprachen sich Luxemburg und Rheinland-Pfalz erneut für "eine zeitnahe Schließung" des
pannengeplagten Atomkraftwerks Cattenom in Frankreich aus. Der Betrieb des Meilers in Grenznähe zu

Luxemburg und Deutschland sei "ein Sicherheitsrisiko für unsere Bürgerinnen und Bürger. Das haben wir gestern

gesagt, das sagen wir heute und das werden wir auch morgen sagen", sagte Bettel. Auch das Saarland fordert
das Aus des AKWs.

Thema der Gespräche sei auch die Forderung unter anderem der Region Trier an Luxemburg nach einem
finanziellen Ausgleich für Pendler gewesen, die in Luxemburg arbeiteten. Die Grenzgänger zahlten in Luxemburg

ihre Einkommenssteuer, nutzen aber am Wohnort öffentliche Leistungen wie Kitas, Schulen und Straßen - so das
Argument. Dreyer sagte, der Wunsch der Kommunen sei aus deren Sicht nachvollziehbar. Es handele sich aber
um eine nationale Angelegenheit.

Ihr sei eine gute Zusammenarbeit in der Region vor Ort wichtig. Man sei sich einig, diese weiter zu intensivieren.

Luxemburg engagiere sich bereits stark an Projekten in der Region, gerade im Verkehr. Bettel sprach insgesamt

von einer "erfolgreichen Zusammenarbeit der letzten Jahre". Das letzte Treffen der Regierungen liege mehr als

fünf Jahre zurück. "Das ist zu lange. Wir müssen uns in nächster Zeit früher sehen", sagte Bettel.

Die Großregion



Rheinland-pfälzische Ministerpräsidentin Melu Dreyer trifft Premier Xavier Bettel auf Schloss Senningen

Jeden Tag kommen gut 33 000 Be-
rufspendler aus Rheinland-Pfalz
nach Luxemburg. So manchen
bringt der morgendliche Weg zur
Arbeit an den Rand der Verzweif-
lung. Insbesondere die, die mit
dem Auto kommen. Außer Uwe.
Uwe pendelt zwar nicht von
Rheinland-Pfalz nach Luxemburg,
sondern von Backnang nach Lud-
wigsburg. Stau hat er aber trotz-
dem ab und an. Nur Stress hat er
keinen. Er vertreibt sich die Zeit
mit Singen, filmt sich dabei, lädt
die Videos hoch und hat mittler-
weile über 600 000 Follower auf
Instagram.

Um den Pendlerverkehr ging es
am Dienstag auch beim Arbeits-
treffen zwischen der rheinland-
pfälzischen Ministerpräsidentin
Malu Dreyer (SPD) und Premier
Xavier Bettel (DP) auf Schloss
Senningen. Ihr Ziel ist es nicht, die
vielen Pendler zum Singen zu
bringen, sondern ihnen das Pen-
deln zu erleichtern, unter ande-
rem durch den Ausbau des grenz-
überschreitenden öffentlichen
Nahverkehrs. Dazu zählen neue
Busverbindungen. Noch wichtiger
aber ist die Reaktivierung, . der
Weststrecke Trier. Eigentlich soll-
ten auf der Strecke, die aus-
schließlich für den Gütertransport
genutzt wird, Ende dieses Jahres
grenzüberschreitende Nahver-
kehrszüge fahren. Doch das wird
wohl frühestens 2024 der Fall sein.
In einem ersten Schritt (Dezem-
ber) werden jetzt zusätzliche
Bahnverbindungen nach Luxem-
burg eingeführt, zwar nicht auf der
Weststrecke, wie Dreyer gestern
betonte, sondern erst einmal nur
über den Hauptbahnhof Trier. Da-
von versprechen sich beide Re-

gierungen eine deutliche Verbes-
serung.

Preisanpassung der Pendler -Tickets
Rheinland-Pfalz muss darüber hi-
naus die Preise für die grenzüber-
schreitenden Pendler -Tickets an-
passen, wenn ab März 2020 der öf-
fentliche Transport in Luxemburg
kostenlos sein wird. Xavier Bettel
machte deutlich, dass der kosten-
lose Personennahverkehr aus-
schließlich auf Luxemburger Ter-
ritorium gilt. Malu Dreyer meinte,
man werde erst einmal abwarten,
wie sich die Situation entwickelt
und gegebenenfalls gemeinsam ei-
tte Lösung finden. Das allerdings
dürfte die Pendler nicht zufrie-
denstellen. Sie wollen vorher wis-
sen, was Sache ist.
Auf Nachfrage bei der Luxem-

burger Bahngesellschaft CFL hieß
es dazu, die Arbeitsgruppen seien
noch dabei, Lösungen mit den drei
Nachbarländern auszuarbeiten.
Man werde die Öffentlichkeit zum
gegebenen Zeitpunkt informieren.
Ob dieser Zeitpunkt noch in die-
sem Jahr sein wird, dazu gab es von
der CFL keine Auskunft.

Auch die von den deutschen

Kommunen geforderten Aus-
gleichszahlungen wurden ange-
sprochen. Rheinland-Pfalz habe
die Forderung der Kommunen auf
Ausgleichzahlungen an die Bun-
desregierung geschickt, sagte
Dreyer. Ihre Aufgabe sei es, mit
den Nachbarländern gut zusam-
menzuarbeiten und gemeinsame
Projekte voranzutreiben, allen vo-
ran im Bereich Mobilität.

Das sah auch Xavier Bettel so.
Luxemburg habe sich bereit er-
klärt, in gemeinsame Projekte zu
investieren, wie der zweigleisige
Ausbau der Bahnstrecke bei Igel,
den Luxemburg mit acht Millio-
nen Euro kofinanziert hat. Der
Ausbau des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs sei eine Win-win-
Situation für- die Pendler und für
Luxemburg, weil࠽ wir weniger
Verkehr auf der Straße haben", so
Bettel. Einen Scheck auszustellen,
komme für die Luxemburger Re-
gierung nicht infrage. mig
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Uni -Rektor Stéphane Pallage trifft den Ton und fördert konsequent dessen Weiterentwicklung
Luxemburg. Eine noch junge Uni-
versität sicher in die Zukunft zu
führen ist ein schweres Unterfan-
gen. Erst letztes Jahr feierte die Uni
Luxemburg ihr 15 -jähriges Beste-
hen. Nach einem turbulenten Jahr
2017 mit dem vorzeitigen Wechsel
an der Spitze der Hochschule, hat
nun ein Mann den Taktstock in der

Hand, der sehr genau weiß, wie die
Musik in diesem komplexen Mili-
eu gespielt wird. Seit Januar 2018
dirigiert er mit viel Taktgefühl die
rund 1760 Angestellten, darunter
auch die vielen Solisten. Ge-
schickt weiß der gebürtige Belgier
Stéphane Pallage die Luxembur-
ger Klaviatur zu nutzen, um an ei-

ner langfristigen Strategie zu fei-
len: Der Wirtschaftsprofessor, der
zuletzt Dekan an der Université du
Québec in Montréal war, hat den
Atlantik überquert, um zu bleiben.
Er will etwas bewirken und die
Universität noch stärker ins Zent-
rum der hiesigen Gesellschaft rü-
cken: eine࠽ exzellente Uni aus Lu-

xemburg für Luxemburg". Dabei
gerät auch die medizinische For-
schung in den Fokus. Sie soll in den
kommenden Jahren in Absprache
mit der Regierung konsequent
weiterentwickelt werden. Welche
Projekte noch auf der Agenda ste-
hen, verrät er im Interview. chi



Rektor Stéphane Pallage treibt die Weiterentwicklung der Universität
mit Geschick und Ausdauer konsequent voran

Interview: Christophe Langenbrink

Luxemburg ist für den aus Kanada
kommenden Universitätsrektor
Stéphane Pallage längst kein Neu-
land mehr. Er sieht hier ein Land
mit enormem Potenzial und einer
Entschlussfreudigkeit, die seines-
gleichen sucht. Das ist zumindest
die Erkenntnis, die der gebürtige
Belgier seit Januar 2018 gewonnen
hat. Nach fast 22 Monaten im Amt
ist er erst am Anfang seiner Tä-
tigkeit. Aber, wie er selbst formu-
liert, ist er gekommen, um zu blei-
ben. Wie er die junge Universität
weiter auf Kurs hält, was bisher er-
reicht wurde und was er noch vor-
hat, verrät der 51 -jährige Pallage im
Interview.

Stéphane Pallage: In unserem
ersten Interview im März 2018
haben Sie den Studierenden da-
mals geraten, niemals den Fun࠽ -
Faktor" zu vergessen. De Sie nun
in der Luxemburger Realität ge-
landet sind, macht es nach wie
vor Spaß, für die Universität zu
arbeiten? ࡁ

Es ist faszinierend in Luxem-
burg zu arbeiten. Wir leben in ei-
nem Land des Machbaren und des
Möglichen. Das findet man nicht
alle Tage. Als Rektor habe ich in
meiner kurzen Schaffenszeit eine
breite gesellschaftliche Unterstüt-
zung erfahren. Man spürt förm-
lich, dass die Uni eine wichtige
Rolle zu spielen hat.

In einer Zeit, in der gute und en-
gagierte Kommunikation erfolgs-
entscheidend sein kann, sind Ihre
Tweets eher sachlich und rein
professionell. Muss man sich als
Rektor in Zurückhaltung üben?

In meiner Funktion .als Rektor
repräsentiere ich die Universität
und spreche auch in ihrem Na-
men. Daher ist es wichtig, private
Meinung von der beruflichen klar
zu trennen. Das bedeutet aber
nicht, dass ich nicht weniger en-
gagiert bin. Im Gegenteil. In einer
Zeit, in der Wissenschaft zuneh-
mend unter Druck gerät, ist es
wichtig, für klare Werte und für ei-
ne unabhängige Wissenschaft ein-
zutreten. Dafür stehe ich. Für das
Überleben einer freien Gesell-
schaft braucht es zwingend unab-
hängige Forscher, die objektiv be-

schreiben, was passiert und er-
klären, warum etwas geschieht.

Als Rektor sind Sie den Uni -Mitar-
beitern verpflichtet. Vergangenes
Jahr haben Sie den ersten Kollek-
tivvertrag für die rund 1760 Uni-
versitätsangestellten unter-
schrieben. Warum war das so
wichtig?

Die Unterzeichnung unseres
ersten Kollektivvertrags war ein
wichtiger Meilenstein in unserem
Streben nach einer transparenten
Organisation. Gehaltstrukturen
sind nun klar nachvollziehbar. Und
auch die Arbeits- und Gehaltsbe-
dingungen verbessern sich. Jetzt
weiß jeder, was sie oder er für wel-
che Leistung zu erwarten hat.

Sie haben Ihren Führungsstil mit

einem Orchesterchef verglichen.
Ist es Ihnen gelungen, mittlerwei-
le die richtige Tonlage zu finden?

Das war in der Tat eine He-
rausforderung. Obgleich ich eu-
ropäische Wurzeln habe, so ist
meine Hochschulkultur vorwie-
gend nordamerikanisch geprägt.
Seit 1991 lebte ich in Kanada. Für
mich war es deshalb entschei-
dend, in kurzer Zeit Kontakt zu al-
len entscheidenden Akteuren zu
finden. Luxemburg ist überschau-
bar. So habe ich schnell Zugang zur
Politik, Industrie und sozialen Ak-
teuren gefunden. So konnte ich mir
schnell ein solides Netzwerk auf-
bauen. Innerhalb der Uni war es
wichtig, dass unsere Solisten mich
auch als ihren Dirigenten aner-
kennen.

Was haben Sie in dieser kurzen
Zeit von Luxemburg gelernt?

Sehr positiv hat mich die
Schnelligkeit in der Entschei-
dungsfindung überrascht. Gibt es
eine gute Idee, so kann sie wahn-
sinnig schnell in die Tat umge-
setzt werden. Das habe ich so noch
nicht erlebt. Für ein Land wie Lu-
xemburg ist das ein Wettbewerbs-
vorteil. Es wird meistens nur kurz
diskutiert. Ewig lange Debatten
über das Für und Wider gibt es
nicht. Ist eine Entscheidung ein-
mal gefallen, dann finden sich
selbst die Gegner damit zurecht.
Gerade im alt ehrwürdigen Hoch-
schulsektor, wo Universitäten
manchmal über tausend Jahre alt

sein können, ist es von Vorteil, agil
zu sein. Programme werden nicht
mehr für die Ewigkeit geschrie-
ben. Sie sind schnellüberholt. Man
muss sich als Forschungs- und Bil-
dungseinrichtung viel schneller an
die gesellschaftlichen Umbrüche,
die eine Digitalisierung mit sich
bringt, anpassen.

Zu Beginn Ihrer Amtszeit haben
Sie ehrgeizige Ziele formuliert:
Von einer Start -up hin zu einer der
besten Universitäten der Welt zu
werden. Was konnten Sie bisher
erreichen?

Aufgrund des Staatsvertrags
haben wir bisher in Vier -Jahres -
Schritten gehandelt. Das ist ein gu-
ter Ansatz, wir müssen allerdings
auch eine langfristige Strategie auf
zehn bis zwanzig oder gar dreißig
Jahre formulieren. Wir brauchen
ein klares Ziel, auf das wir hin-
steuern.

Können Sie das konkreter fassen?
Wir wollen eine exzellente,

hochklassige Hochschule aus Lu-
xemburg und für Luxemburg sein.
Deshalb ist es wichtig, dass wir in
der Gesellschaft verankert sind.

Man macht Ihnen den Vorwurf,
nicht klar genug bei der Formu-
lierung der erforderlichen Zwi-
schenschritte zu sein.

Das sehe ich anders. Wir haben
schon vieles erreicht. Wir haben
die Verwaltung auf professionelle
Beine gestellt. Das ist beispiels-
weise ein ganz wichtiger Zwi-
schenschritt. Wir haben das Stu-
dentenleben auf dem Campus
merklich verbessert. Das -Luxem࠽
bourg Learning Center" bietet
ausreichend Raum, um sich als
Studierender entfalten zu können.
Das Haus des࠽ Arts et des Etudi-
ants" ist ein Projekt, das den Stu-
dierenden die Möglichkeit gibt,
kreativ zu sein. Es entsteht hier in
Belval ein ganz neues Viertel.

Welche Ziele sehen Sie im Bereich
der Lehre?

Dort gehen wir bewusst auch
neue Wege. Wir -haben beispiels-
weise einen interdisziplinären
Master im Bereich Weltraumfor-
schung eingerichtet. Das haben wir
in Abstimmung mit großen, inter-
nationalen Firmen wie Airbus und
anderen, die sich mit Weltraum-



technik und -projekten beschäfti-
gen, gemacht.

Kann ein kleines Land mit einer
kleinen Universität in der Welt-
raumforschung mit einem enor-
men Finanzierungsbedarf über-
haupt glaubwürdig sein?

Durchaus! Luxemburgs Beson-
derheit liegt darin, Schwerpunkte
zu setzen und diese selbst auszu-
suchen. Natürlich kann das Groß-
herzogtum nicht alle Bedürfnisse
und Anliegen zum schier unend-
lichen Weltraumthema abdecken.
Es kann aber dafür jetzt die Wei-
chen stellen und sich in den vor-
deren Rängen positionieren. Dazu
leistet die Universität jetzt schon
ihren Beitrag. Es gibt seit Jahren
ein Masters im Bereich Weltraum-
recht. Zudem haben wir derzeit
rund 50 Forschungsprojekte, die
sich mit der Weltraumthematik
befassen.

Warum ist das Thema Weltraum
für die Uni so wichtig?

Für mich ist das ein gutes Bei-
spiel, wie flexible Hochschulen auf
zukünftige Bedürfnisse aus In-
dustrie und Politik reagieren kön-
nen. In diesem konkreten Fall ha-
ben wir ganz bewusst die Indust-
rie befragt und wertvolle Rück-
meldung erhalten. Dadurçh kön-
nen wir unser Angebot erweitern,
ohne jedoch dabei die Grundla-
genforschung zu vernachlässigen.

Sie haben das Budget zum Vier-
jahresplan 2018 bis 2022 aushan-
deln können. 766 Millionen Euro
sind für diesen Zeitraum vorgese-
hen. Angesichts der vielen neuen
Vorhaben, ist die Summe noch
angemessen?

Es stimmt, dass wir . den Uni -

Haushalt mit der Regierung nach -
verhandeln. Wir wollen in den.
kommenden zwei Jahren unter an-
deren ein Institute࠽ of Advanced
Studies" an der Uni ansiedeln. Es
soll die Finanzierung und die
Durchführung von gewagten, re-
volutionären, interdisziplinären
Forschungsprojekten gewährleis-
ten, für die es ansonsten schwie-
rig ist, in Luxemburg Kapitalgeber
zu finden. Das wird helfen, inter-
nationale Spitzenforscher nach
Luxemburg zu locken. Wir kön-
nen dadurch unsere Forscherge-
meinschaft fördern. Als Universi-
tät reagieren wir somit nicht al-
lein auf die Anforderungen unse-
rer Geldgeber, sondern können
auch Innovation autonom voran-
treiben.

Noch bevor die Universität 2003
gegründet wurde, war eine der
großen Vorgaben, dass die Hoch-
schule einen klaren Beitrag für
das Land leistet und mit die Be-
dürfnisse auf dem hiesigen Ar-
beitsmarkt abdeckt. Ist die Rech-
nung bis jetzt aufgegangen?

Wir arbeiten daran, noch bes-
ser auf die Bedürfnisse des Ar-
beitsmarktes einzugehen. Zudem
wollen wir sowohl Moderator als
auch Impulsgeber bei wichtigen
gesellschaftlichen Fragestellungen
sein. Uns ist bewusst, dass wir un-
sere Forschung noch besser ver-
mitteln und sie vor allem ver-
ständlich machen müssen. Wir ha-
ben exzellente Forschung, nur
wissen noch zu wenige, was ge-
nau hier wissenschaftlich vor sich
geht. Deshalb müssen wir noch
mehr über soziale Medien kom-
munizieren und erklären, wie die
Forschung in Luxemburg auch dem
Land Nutzen bringt.

Bildungsminister Claude Meisch
hat sich im LW -Sommerinterview
beklagt, dass die Uni nicht aus-
reichend Grundschullehrer auf
den Markt bringt. Rund 50 Pro-
zent der Bewerber fallen durch
den Test. Wie wollen Sie darauf
reagieren?

Die Thematik ist uns sehr wich-
tig und die Universität steht dabei
im Dienst des Landes. Der Test
verlangt den angehenden Lehrern
einiges ab. Sie werden in vier Fä-
chern (Luxemburgisch, Deutsch,
Französisch und Mathematik) auf
Exzellenz geprüft. Dieser Gene-
ralisten -Ansatz ist für das Land
wichtig. Schließlich will Luxem-
burg die besten Lehrer für seinen
Nachwuchs ausbilden. Bei diesem
Anspruch gibt es nicht viel Spiel-
raum. Die Studierenden haben
aber die Möglichkeit, wenn sie in
einem der vier Fächer in der Auf-
nahmeprüfung durchfallen, dieses
nachzuholen.

Auch die Luxemburger Banken -
und Finanzvereinigung (ABBL) hat
Kritik an dem Output und Studi-
enmöglichkeit an der -Luxem࠽
bourg School of Finance" (LSF)
geübt. Wie stehen Sie dazu?

Als ich mein Amt antrat, gab es
tatsächlich Kommunikationsprob-
leme zwischen dem Banken- und
Finanzsektor und der LSF. Wir ha-
ben da aber erfolgreich Brücken
gebaut und haben das Ausbil-
dungsangebot in Zusammenarbeit
mit der Industrie weiterentwi-
ckelt und den Bedürfnissen des Fi-
nanzplatzes angepasst. Mit den

Partnern wie der Handelskammer,
der Handwerkskammer, der
Chambre des Salariés bemühen wir
uns auch, Synergien im Bereich
Weiterbildung zu finden.

Ein weiteres Anliegen, das immer
wieder angemerkt wird, ist die
Tatsache, dass nach 18 Uhr der
Campus Belval ausgestorben ist.
Warum ist es so schwer, dem Uni -
Viertel Leben einzuhauchen.

Wir haben schon große Fort-
schritte gemacht und tagsüber
geht die Rechnung auf. Neben den
vielen Cafés sind zahlreiche un-
serer Einrichtungen nicht aus-
schließlich den Studierenden vor-
behalten. Jedermann - nicht nur
Studierende oder Akademiker -
können beispielsweise die Biblio-
thek nutzen. Aber die Herausfor-
derung liegt darin, dass wir auch.
abends ein Leben auf dem Cam-
pus haben wollen. Das schaffen
wir nur, wenn wir Studenten-
wohnheime in der Nähe oder gar
auf dem Campus bauen. Sportlich
wollen wir uns ebenfalls weiter-
entwickeln. Mit dem Lycée Belval
soll in den kommenden Jahren ei-
ne gemeinsam nutzbare Sport-
stätte entstehen, die auch der Uni
zugute kommt.

Ist die Universität in Belval nicht
zu abgekoppelt von Esch und der
Hauptstadt? Sie ist nicht optimal
mit öffentlichen Verkehrsmitteln
zu erreichen. Wie wollen Sie mit-
telfristig das Problem beheben?

Die Verkehrsverbindungen sind
und bleiben eine Herausforde-
rung, die wir nur mit Hilfe der Re-
gierung, der CFL und der Stadt
Esch gemeinsam lösen können.
Der nächste Schritt ist ein neuer
Fahrradweg, der die Uni direkt mit
der Innenstadt verbindet. Mittel-
fristig hoffe ich sehr, dass eine
schnelle Tramverbindung bis nach
Luxemburg noch vor 2030 entste-
hen wird. Das dauert mir aller-
dings zu lang. Deshalb verhandeln
wir schon jetzt mit allen Verkehrs-
akteuren, um bessere und inno-
vative Lösungen zu finden. '

Die Uni hat vergangenes Jahr sei-
ne 15 Jahre gefeiert. Viele große
Projekte wie das Learning Center
haben ihren Abschluss gefunden.
Sie selbst haben gesagt, dass Sie
nicht den Atlantik überqueren, um
nur eine Amtszeit zu machen.
Welche Großvorhaben streben Sie
noch an?

Im Rahmen der strategischen
Planung ist es unserer Meinung
nach wichtig für Luxemburg, die



medizinische Ausbildung und
Forschung weiter auszubauen. Es
gibt hier schon ein ganz profes-
sionelles medizinisches Ökosys-
tem, das aus Krankenhäusern und
Forschungseinrichtungen besteht.
Das Umfeld gilt es auch clever zu
nutzen, damit in Luxemburg nicht
nur ein hochklassiger Bachelor,
sondern vielleicht auch eine kom-
plette Ausbildung angeboten wer-
den kann. Das medizinische Netz-
werk geht weit über die Uni hi-
naus. Es scheint mir klar zu sein,
dass wir uns zu einer Vertiefung
der medizinischen Forschung
hinbewegen und die Universität

wird dabei eine wichtige Rolle
spielen.

Bisher haben Sie viel Technik und
Medizin erwähnt. Welche Ent-
wicklung gibt es für die Geistes-
wissenschaften?

Wichtig ist auch, die Geistes -und Humanwissenschaften wei-
terzutreiben. Die Fakultät und das
C2DH-Forschungszentrum spie-
len eine besondere Rolle, wenn es
darum geht, das Land und seine
Geschichte zu beleuchten, oder
zum Beispiel über Bildung und
Lernen in einem mehrsprachigen
Umfeld zu forschep. Nur eine Uni-

versität hat die Unabhängigkeit,
diese Art von Forschung zu be-
treiben.

Und wie sieht die Weiterentwick-
lung im Bereich der Digitalisierung
aus?

Neben den großen sicherheits-
technischen Herausforderungen
im Bereich Daten und Datenüber-
tragungen, die vom SnT erforscht
werden, denke ich, dass wir hier
vor allem im Bereich der Ethik und
den Auswirkungen der Digitali-
sierung auf die Gesellschaft wir-
ken können.



Luxemburger Wort 06.11.2019  Ranga Yogeshwar: „Der digitale Wandel muss stabil gestaltet werden“  Der luxemburgische Wissenschaftsjournalist Ranga Yogeshwar beschäftigt sich seit vielen 
JahreŶ ŵit deŵ Theŵa „DigitalisieruŶg“. Das „Luxeŵďurger Wort“ spraĐh ŵit ihŵ darüber, welche Bedeutung diese Entwicklungen für unsere Gesellschaft haben werden. Von Thomas Klein  Ranga Yogeshwar, gab es einen Moment, an dem Sie zum ersten Mal gedacht haben, das ist jetzt eine Technologie, die unsere Gesellschaft fundamental verändern wird?   Ja, es gab solche Schlüsselmomente. Ein erster solcher Moment war Ende der Achtziger Jahre. Ich hatte eine E-Mail-Adresse, als noch keiner wusste, was E-Mail ist. Ich habe dann mit Kollegen in Australien, in der ganzen Welt, über wissenschaftliche Themen kommuniziert. Damals wurde mir bewusst, dass sich da etwas sehr Fundamentales ändert.   In den letzten Jahren hat sich die Geschwindigkeit dieser Entwicklungen noch mal deutlich 
ǀerstärkt. IŶ eiŶeŵ Ihrer BüĐher sĐhreiďeŶ Sie, dass ǁir uŶs historisĐh iŶ eiŶer „SĐharŶierphase“ zwischen zwei Zeitaltern befinden. Woran machen Sie das fest?   Vor allem daran, dass diese Umbrüche auf allen Gebieten gleichzeitig stattfinden. Viele haben 
gedaĐht, ǁir ŵaĐheŶ eiŶ ďissĐheŶ DigitalisieruŶg, uŶd aŶsoŶsteŶ ist das iŵŵer ŶoĐh „BusiŶess as 
usual“. Wir redeŶ üďer das Theŵa oft so, als sei das eiŶe ZukuŶft, die ǁeit ǁeit ǁeg ist. Aber auf dem Weg dahin erleben wir jetzt schon Brüche.   Können Sie uns ein Beispiel geben?     Durch den Wandel in der Kommunikation ändert sich die Grammatik der Politik vollständig.     Denken Sie, den Brexit hätte es ohne soziale Netzwerke 

gegeďeŶ? Der EiŶfluss ǀoŶ Fake Neǁs uŶd „alterŶatiǀeŶ 
FakteŶ“ ist iŶ ǀieleŶ BereiĐheŶ zu spüreŶ – vom Anstieg des politischen Extremismus bis hin zu Impfskeptikern. Sie arbeiten bei einer Zeitung; ein tragfähiges Businessmodell für Onlinejournalismus gibt es noch immer nicht.  Ich bin mir nicht sicher, ob es in fünf Jahren noch Zeitungen geben wird. Was bedeutet das für eine Gesellschaft, wenn eine ihrer wichtigen Säulen wie die Medien nicht mehr da ist? Wenn man merkt, da kommen Auswirkungen auf uns zu, die wir uns nicht einmal erträumt haben. Auf der anderen Seite bergen diese Entwicklungen natürlich auch immense Chancen.    Foto: Anouk Antony  



Wie sehen Sie die langfristigen Auswirkungen auf die Gesellschaft?  Die große Herausforderung wird sein, einen Weg zu finden, den Nutzen der Digitalisierung, der zweifelsohne in ganz vielen Bereichen sehr groß ist, gleichmäßiger zu verteilen. Eine Gesellschaft, in der die Gewinne nur für eine Minderheit bestimmt sind, wird instabil. Da brennt irgendwann die Straße. Daher muss man sich ganz grundsätzlich die Fragen stellen: Wie sieht die Arbeit der Zukunft aus? Wie sieht unser Miteinander in Zukunft aus?   Derzeit verbindet man mit Digitalisierung vor allem große Unternehmen wie Google oder Amazon. Was sollte unternommen werden, damit kleinere und mittelständische Unternehmen nicht auf der Strecke bleiben?   Was im Moment ein bisschen zu kurz kommt, ist der genossenschaftliche Gedanke des Internet. Von Anfang an gab es auch die Idee, dass man vernetzt ist, um sich gegenseitig zu unterstützen. In den letzten Jahren haben wir zunehmend erlebt, wie die großen Unternehmen das Feld dominieren. Man hat heute das Gefühl, das Internet gibt es nur noch in Form von diesen Plattformen. Es gibt aber auch noch ein anderes Internet. Ich sehe die Chance, dass wir diesen genossenschaftlichen Gedanken, vielleicht sogar mit staatlicher Unterstützung, wieder nach vorne bringen.   Wie könnte das konkret aussehen?   Wenn ich zum Beispiel ein Taǆifahrer ďiŶ, kaŶŶ iĐh ŶatürliĐh zu PlattforŵďetreiďerŶ ǁie „MǇTaǆi“ 
oder zu „Uďer“ geheŶ. Es köŶŶte aďer auĐh so laufeŶ, dass die Taǆifahrer selďst eiŶe solĐhe Plattforŵ genossenschaftlich betreiben.   Was wäre denn die Voraussetzung, dass solche lokalen Zusammenschlüsse konkurrenzfähig sind? Die Plattformen profitieren ja vor allem von ihrer Größe und den daraus entstehenden Effizienzgewinnen.   Ich glaube, das Bewusstsein vieler Menschen fängt an, sich zu ändern, weil sie merken, dass man auch etwas für die eigene Community tun muss. Die Leute entscheiden nicht mehr allein auf Grundlage des Preises. Technisch haben Google, Facebook oder Amazon auch längst kein Monopol mehr auf die Schaffung von Plattformen. Die Technologie ist heute im Prinzip für jeden verfügbar und man kann Plattformen sozusagen von der Stange nehmen und passend zu seinem Geschäftsmodell bestücken.   Was kann die Politik tun, um Unternehmen bei der Digitalisierung zu unterstützen?  Die großen Unternehmen haben das Thema in aller Regel verstanden. Die haben ganze Abteilungen, die sich um Digitalisierung kümmern. Da muss man nicht so viel machen. Aber viele kleine und mittelständische Unternehmen haben nicht die Ressourcen, um hier große Sprünge zu machen. Da muss man viel mehr unterstützen.   Es bestreitet kaum jemand, dass sich die Berufsbilder durch Digitalisierung verändern werden. Muss man die Bildungssysteme umbauen? Wird Programmieren bald ebenso wichtig wie Lesen und Schreiben?  Ja, es ist aber nicht entscheidend, dass alles Schüler Programmierer werden. Aber es geht darum, dass wir in einer Welt, die so stark geprägt ist durch die Digitalisierung, ein Gespür dafür zu bekommen, was man machen kann. Wenn man digital denkt, erweitert man seinen Horizont und bekommt ein Gefühl dafür, was man vielleicht neu digital kombinieren kann. Dieses Denken ist enorm wichtig.   



Wenn immer mehr standardisierte Aufgaben automatisiert werden, steigt dann der Stellenwert 
ǀoŶ ǀerŵeiŶtliĐheŶ „Soft Skills“ ǁie Kreatiǀität?   Es ist unabhängig von allem anderen immer wichtig, Kreativität bei jungen Leuten zu fördern. Insgesamt ist es entscheidend, dass man in Bezug auf seine Fähigkeiten breit aufgestellt ist. Das Problem sind auch weniger die jungen Leute. Vielmehr wird es schwierig für Menschen, die aufgrund ihrer Biografie jetzt zum ersten Mal gezwungen sind, sich ernsthaft mit dem Thema Digitalisierung auseinanderzusetzen. Da muss man Wege finden, wie sich jung und alt gegenseitig unterstützen. Entscheidend ist, dass man sich die Veränderungsbereitschaft erhält.    Welche Voraussetzungen müssen denn bestehen, damit der digitale Wandel auch dem Einzelnen gelingt?  Bei der Digitalisierung ist eine Sache total wichtig: Wahrhaftigkeit, Ehrlichkeit, Offenheit. Auch mal zugeben, dass man etwas nicht versteht. Wir haben so viele Bullshitter, die mit Buzzwords um sich werfen. Da muss man sich auch trauen nachzufragen: Was heißt das denn jetzt?   Inwieweit wird denn der digitale Wandel das Wesen der Arbeit verändern?   Wir sind uns oft nicht bewusst, wie sehr sich unsere Arbeit verändert hat. Vor hundert Jahren war eine 60-Stunden-Woche normal. Langfristig betrachtet haben wir ein Abschmelzen von Arbeit, das sich noch verstärken wird. Das ist auch eine große Chance. Sehr viele Arbeitnehmer haben heute ein Problem, weil sie keine Zeit haben, ihre kranke Mutter zu pflegen oder die Kinder zum Arzt müssen. Das wäre doch eine gute Entwicklung, wenn die Digitalisierung dazu beitragen könnte, diese Situation zu entspannen. Aber wichtig ist, und das ist die Aufgabe der Politik, diesen Wandel stabil zu gestalten.   Ranga Yogeshwar wurde 1959 in Luxemburg als Sohn eines indischen Ingenieurs und einer luxemburgischen Künstlerin geboren. Nach dem Studium der Physik begann er 1983 eine Karriere als Wissenschaftsjournalist. Bekannt wurde er unter anderem durch Wissenschaftssendungen im 

deutschen Fernsehen wie „Quarks&Co“. Er ist der Autor zahlreicher Bücher.  

Foto: Anouk Antony  
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Mehr als zufrieden: Campingbranche bilanziert
Zuwachs von 17 Prozent

LUXEMBURG

LJ

Campingurlaub in Luxem-

burg ist beliebt wie noch
nie. Das Echo der Cam-
pingbetriebe, die Mitglied

im offiziellen Verband "Camprilux࠽
der Luxemburger Campingplätze
sind, ist mehr als positiv, auch wenn
noch keine offiziellen Zahlen des Sta-
tistikamtes vorliegen. So wurden Zu-
wächse von bis zu 17 Prozent gemel-
det. Die Vorsaison verlief bei den
meisten gut, Highlight seien bei fast
allen Campingplätzen die Feiertage
wie Pfingsten, Himmelfahrt oder
auch Ostern gewesen die ein schönes
verlängertes Wochenende ermög-
lichten, wie es offiziell gestern heiß.

Das meist sehr gute Wetter spielte
nach Ansicht der Branche nach wie
vor eine Hauptrolle und habe den
meisten in. der Hauptsaison viele
Kunden beschert. Es࠽ konnte entwe-
der an das schon sehr gute Resultat
der Vorsaison 2018 angeschlossen
werden oder es wurde gar noch ein
Plus von bis zu 17 Prozent verzeich-
net, dort wo noch überhaupt eine
Steigerung möglich war", teilt der
Verband mit. Wenn die meisten für
die Vorsaison noch eine leichte Stei-
gerung im Vergleich zum Vorjahr an-
gaben, so meldeten sie für die Haupt-
saison oft komplette Auslastung. Es࠽

mussten gar kurzfristige Anfragen

abgewiesen werden", wie der Stel-
lungnahme zu entnehmen ist. Auf die
Hauptmonate Juli -August bezogen
fiel der Löwenanteil dieses Jahr wet-

terbedingt auf den Juli, da der August
doch recht regnerisch verlaufen ist.
Die Bereiche der Restauration, Café
und Terrasse erwiesen sich als allge-
mein sehr zufriedenstellend, wobei
ein Aufwärtstrend festzustellen ist.
Mehr und mehr scheinen die Gäste
den Vorteil einer Restauration vor
Ort zu schätzen. So auch die Rück-
kehrer aus dem Süden, die vermehrt
einige Tage Pause auf den hiesigen

Campings einlegen. Der Trend, dass
die Kunden immer kurzfristiger bu-
chen und es kürzere Aufenthalte gibt,
scheint ungebrochen, resümiert
Camprilux - ebenso wie die erhöhte
Nachfrage nach hochwertigen origi-
nellen Mietübernachtungsangebo-
ten und Glampingunterkünften wie
luxuriösen Zelten, Chalets, Pods,
Schlaffässern,... Wichtigster auslän-
discher Quellmarkt bleiben Nieder-
länder und Flamen. Es sind jedoch
auch immer mehr Einheimische als
auch direkte Nachbarn, vor allem aus
Deutschland, die die hochwertigen
Angebote für Wandern, Radfahren
und Gastronomie zu schätzen wüss-
ten. Die Hauptsaison scheint sich im-
mer mehr bis Mitte September zu
verlängern. Auf࠽ die einzelnen Wün-
sche der Gäste einzugehen, ist wich-
tiger denn je und resultiert dann

auch in einer globalen Gesamtzufrie-
denheit der Gäste, sogar der Erstbe-
sucher", so der Verband weiter. Der
Campingverband freut sich daher
über den äußerst positiven Saison-
verlauf. Der Verband und seine Mit-

glieder würden sich jedoch nicht auf
den Lorbeeren ausruhen, sondern
man sei stetig bemüht, sich weiterzu-
entwickeln, sich࠽ an den neuen Ur-
laubstrends zu orientieren und Maß-
nahmen zu ergreifen, um für die Zu-

kunft gerüstet zu sein."

Vorbereitungsprojekt
Dazu habe Campriluxbeispielswei-

se mit Leader ein Vorbereitungs-
projekt gestartet zum Thema die࠽
Folgen des Klimawandels für Cam-
pingplatzbetreiber", wobei unter-

sucht werden soll, was man tun
kann, um adäquat auf die Auswir-
kungen und Folgen des Klimawan-
dels (Überschwemmungen, Star-
kregenereignisse aber auch Hitze-
wellen, Trockenheit,.) zur reagie-

ren und Expertise einzuholen. Das
Vorbereitungsprojekt soll zudem
gleichzeitig schon genutzt werden,

das zukünftige Netzwerk für eine
Zusammenarbeit aufzubauen, zwi-
schen den Campingbetrieben auf
der deutschen und luxemburgi-
schen Seite und den jeweiligen offi-

ziellen Instanzen, die sich mit dem
Thema befassen. ࡁ







KLOERTEXT - BILANZ DES WEINJAHRES 2019

JOSY GLODEN
Präsident der
Winzergenossenschaft
Domaines࠽ Vinsmoselle"

Das Weinjahr 2019 war èin ausgesprochen schwieriges. Zunächst ist ein
großer Teil der Triebe bei Spätfrost erfroren, dann wurden viele Trau-
ben im Hochsommer bei Rekordtemperaturen geradezu verbrannt und

schließlich begleitete Dauerregen die ganze Lese. Im Verhältnis zum
langjährigen Mittel brach der Ertrag um rund 50 Prozent ein. Wie kann
es unter diesen Umständen weitergehen und wie kann der Staat den

Winzern unter die Arme greifen? Dazu hat Josy Gloden, der Präsident

der Winzergenossenschaft Domaines࠽ Vinsmoselle", klare Vorstellungen:
Betrachtet࠽ man die Frostschäden, so ist die Situation für den einzelnen

luxemburgischen Winzer nicht so schlecht, da viele Betriebe eine Versiche-

rung gegen Frostschäden haben, deren Prämien vom Staat mit 65 Prozent

bezuschusst werden. Wir als Genossenschaft haben keine Möglichkeit, uns ge-
gen witterungsbedingte Mengeneinbrüche zu versichern. Wir müssen se-

hen, wie wir unsere 120 Mitarbeiter auch unter diesen Bedingungen

weiterbeschäftigen.
Die Winzer, deren Frostversicherung ausgezahlt wird, ha-

ben aber ein anderes Problem. Auf dem Papier machen sie
einen ,Riesengewinn', der sie im Auszahlungsjahr steuerlich
inSchieflage bringt. Der Staat, in dem Fall die Steuerverwal-

tung, kommt dabei ziemlich gut weg.
In Sachen Glyphosat sind wir uns an der Luxembur-

ger Mosel einig, das Verbot zu akzeptieren. Aber
wir wären froh, wenn sich die grüne Umweltministerin ein Bild vom Mehraufwand
in den Wingerten machen würde. Eine Sache zu verbieten ist einfach, aber es wür-
de auch nichts schaden, wenn man den Berufsvertretern einmal zuhören würde,
denn bei solchen Entscheidungen ist Fachwissen gefragt. Um es klar zu sagen: Im
luxemburgischen Weinbau ist die Arbeit im Wingert immer noch Handarbeit, allein

schon aufgrund der Geographie. Ein problematisches Weinjahr wie 2019 verlangt

bei der Lese in ganz besonderem Maße nach selektiver Handarbeit. -
Es ist bedauerlich, dass grüne Politik Verpflichtungen vorgibt, die der Landwirt-

schaftsminister - drastisch formuliert - ,ausbaden' muss.

Ein dunkles Kapitel sind Baugenehmigungen für Winzer, die Betriebsgebäu-

de außerhalb der Ortschaften errichten wollen - dafür braucht man einen ganz

langen Atem. Nebenerwerbswinzer, sogenannte Hobbywinzer, haben gar keine

Chance auf eine derartige Genehmigung, selbst wenn ihre Rebfläche der eines

Vollerwerbsbetriebs entspricht.'

In vielen Bereichen nimmt der bürokratische Aufwand immer mehr zu. Bei der

Anmeldung von ausländischen Saisonarbeitskräften für drei Wochen Weinlese

steht der Papierkrieg in keinem Verhältnis zum Ergebnis. Die viel gepriesene ,Ver-
waltungsvereinfachung' ist im landwirtschaftlichen Sektor definitiv noch nicht

angekommen.

Aber es gibt auch positive Aspekte. Wenn es um Betriebsbeihilfen und die dafür

notwendigen Anträge geht, sind die beteiligten landwirtschaftlichen Verwaltungen

ausgesprochen hilfsbereit. Gleiches gilt für die Förderung von luxemburgischem

Wein im Ausland, auch dabei arbeitet man Hand in Hand."

In࠽ vielen Bereichen nimmt der
bürokratische Aufwand immer mehr zu࠼
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Premierminister Bettel und Bischöfe aus den Nachbarländern bei Danksagungsfeier für Kardinal und Weihbischof
Von Michael Merten
Mit einer Danksagungsfeier in der
Kathedrale hat die Luxemburger
Kirche die Ernennung von Leo
Wagener zum Weihbischof sowie
die Kardinalserhebung von Erzbi-
schof Jean-Claude Hollerich ge-
würdigt. Generalvikar Patrick
Muller konnte zahlreiche Vertre-
ter aus dem Bereich der Kirche von
der Caritas bis zu den Foulards
Blancs sowie Vertreter der Orden
und Ritter, aber auch der Politik
und Gesellschaft begrüßen. Unter
den Gästen waren Premier- und
Kultusminister Xavier Bettel, Par-
lamentspräsident Fernand Etgen,
Stadtbürgermeisterin Lydie Polfer,
Ex -Premier Jacques Santer sowie
Bischöfe aus benachbarten Diöze-
sen, darunter Jean-Christophe
Lagleize (Metz), Rémy Victor
Vancottem (Namur), Altbischof
Heinrich Mussinghoff (Aachen),
der Apostolische Nuntius für Lu-
xemburg, Augustine Kasujja sowie
der frühere Erzbischof Fernand
Franck und Familienangehörige.

Premierminister Bettel, der den
Kardinal mit den Worten -Emi࠽
nenz" und lieber࠽ Nachbar" be-
grüßte, stieg in seine Ansprache
mit dem Hinweis ein, das letzte
Mal, dass er vor so einer vollen
Kirche habe reden dürfen, das sei
wohl bei seiner Firmung gewesen.
Ich࠽ bin immens stolz, heute als
Premierminister und Kultusmi-
nister das Wort vor Ihnen ergrei-
fen zu dürfen."

Bettel verwies auf historische
Ereignisse der Luxemburger Kir-
che, etwa die Gründung des Bis-
tums 1870 oder die Erhebung vom
Bistum zum Erzbistum 1988. Auch
2019 sei so ein historisches Jahr mit
den beiden Personalentscheidun-
gen. Ich࠽ glaube auch, Eminenz, ob
wir gläubig sind oder nicht: Das ist
eine Anerkennung für uns alle. Ei-
ne Anerkennung für die ganze Kir-
che, für alle ihre Gläubigen, für ein
ganzes Land, dass der Papst Sie für
eine solche Funktion in der Kir-
che vorgesehen hat." Es gebe als
Kardinal schließlich nicht mehr
viele Aufstiegsmöglichkeiten, so
Bettel schmunzelnd.

Nach jahrelangem Ringen zwi-
schen Kirche und Staat um das
Verhältnis zueinander befand der
Regierungschef: Die࠽ Beziehung
basiert auf Ehrlichkeit, auf Ver-
trauen, auf Offenheit." Vor allem
Letzteres sei eine Eigenschaft, die
den sprach- und weltgewandten
Kardinal auszeichne, der sich stets
für Umwelt-, Werte- und Flücht-
lingsthemen einsetze: Sie࠽ haben
es geschafft, eine Kirche zu ge-
stalten, in der man Lust hat, als
Christ Mitglied dieser Familie zu
sein."

Hollerich selbst dankte für die
vielen anerkennenden Worte. Dass
der Papst ihn zum Kardinal ge-
macht habe, liege nicht an seiner
Persönlichkeit: Es࠽ ist, weil er die
Europäische Union ehren wollte.
Und es ist, weil er euch, die Kir-

che von Luxemburg, ehren woll-
te", sagte Hollerich, der seit 2018
der Kommission der EU -Bischofs-
konferenzen vorsteht. Es gelte als
Christen, den lebendigen Jesus in
den Mittelpunkt zu stellen. Dann
müsse man um die kleine Luxem-
burger Kirche nicht besorgt sein.
Diese dürfe nicht um das Verge-
hen alter Strukturen trauern, son-
dern müsse den Blick nach vorne
richten: Wir࠽ müssen neue Spra-
chen sprechen, die die Menschen
heute verstehen", damit das Evan-
gelium wieder die Menschen fern-
ab der Kirche erreiche.

Die heutige Zeit kranke an ei-
nem Mangel an Liebe. Zudem gehe
unser Lebensstil zu Lasten ärme-
rer Länder und der Zukunft. Wir࠽
meinen ja, wir könnten glücklich
werden dadurch, dass wir Sachen
kaufen." Doch das sei ein Trug-
schluss. und irgendwann in unse-
rem Leben stießen wir an Gren-
zen, so der Kardinal. Dann gelte es,
sein Leben auf einer solideren Ba-

sis aufzubauen, es auf࠽ ein Funda-
ment von Liebe" zu stellen, wie sie
Gott dem Menschen anbiete.
Sie haben es
geschafft, eine
Kirche zu gestalten,
in der man. Lust
hat, als Christ
Mitglied dieser
Familie zu sein.
Premierminister Xavier Bettel

Wir müssen neue
Sprachen
sprechen, die die
Menschen heute
verstehen.
Kardinal Jean-Claude Hollerich











500 000 Besucher werden zur Gartenschau erwartet
Luxemburg. Noch ist sie in weiter
Ferne, doch große Pläne haben
Staat und Gemeinde bereits jetzt
für die erste große Gartenschau
des Großherzogtums im Jahr 2023:
die Luxembourg Urban Garden -
kurz LUGA. Das Vorhaben, die
weitere Vorgehensweise und auch

das Logo, mit dem jetzt schon für
die Gartenschau geworben wird,
haben die Verantwortlichen am
Samstag in der Abtei Neumünster
vorgestellt.

Um die Organisation kümmert
sich eine eigens dafür gegründete

Trägergesellschaft. Allerdings bau-
en die Verantwortlichen auch auf
die Hilfe aus der Bevölkerung, et-
wa von Vereinsmitgliedern.

Gerechnet wird damit, dass rund
500 000 Besucher nach Luxem-
burg kommen. Rund um vier
Themenschwerpunkte soll ihnen
dann so einiges geboten werden -

in den Bereichen Natur, Soziales,
Stadtentwicklung und Kultur. Ne-
ben einem renaturierten Petruss-

tal werden auch der hauptstädti-
sche Park sowie die Stadtviertel
Kirchberg, Grund, Clausen und
Pfaffenthal zum Schauplatz der
LUGA 2023. Und auch wenn so vor
allem Luxemburg -Stadt im Zent-
rum steht, soll laut Hauptstadt-
schöffe Serge Wilmes ganz Lu-
xemburg zum grünen Herzen von
Europa werden. rsd/sas



Staat und Gemeinde haben große Pläne für die erste Luxemburger Gartenschau im Jahr 2023
Von Raymond Schmit
Luxemburg. Es࠽ ist ein großer Tag
und ein Startschuss für ein tolles
Vorhaben für die Stadt Luxem-
burg und das ganze Land", so das
Versprechen der Verantwortli-
chen der Gartenschau Luxem-
bourg Urban Garden, kurz
LUGA 2023, am Samstag in der
Abtei Neumünster. Dabei wurde
nicht nur die Marschroute für das
weitere Vorgehen festgelegt, son-
dern auch das Logo vorgestellt, mit
dem Luxemburg im Vorfeld für
seine erste Gartenschau in vier
Jahren werben will.

Es soll Besucher aus dem In- und
Ausland anlocken, wenn Stadt und
Land sich einen grünen Anstrich
geben werden. Und deren erwar-
ten die Veranstalter rund 500 000.

- Soziales, Kultur und Natur
Den Verantwortlichen zufolge soll
die LUGA nicht nur mit schönen
Gärten auf sich aufmerksam ma-
chen. Vielmehr söllen auch ande-
re Aspekte wie der Sozialgedanke,
die Kultur und die Natur im ur-
banen Bereich im Vordergrund
stehen. Die Schau soll außerdem
eine Plattform bieten, um einhei-
mische Produkte aus Landwirt-
schaft und Weinbau vorzustellen
und so den ländlichen Raum zu
fördern. Wohl wird der Schwer-
punkt auf der Stadt Luxemburg
liegen, doch die anderen Landes-
teile sollen nicht zu kurz kommen.
Das versichern die Verantwortli-
chen der Trägergesellschaft, die
das grüne Event vorbereitet.

Das grüne Herz Europas

Hohe Erwartungen haben auch
Landwirtschaftsminister Romain
Schneider (LSAP) und Stadtschöf-
fe Serge Wilmes (CSV) an die Gar-
tenschau, wie sie bei der Vorstel-
lung des Großereignisses erklär-
ten. Für Wilmes soll Luxemburg

als grünes Herz Europas darge-
stellt werden. In diesem Zusam-
menhang erinnerte er daran, dass
50 Prozent des Territoriums der
Hauptstadt aus Grünflächen und
Wäldern bestehen. Wilmes ist
überzeugt davon, dass die LUGA
einen Beitrag leisten wird, um die
Nachhaltigkeit im Interesse der
Lebensqualität zu fördern. Gleich-
zeitig soll ein Bewusstsein zur Er-
haltung und zum Ausbau von
Grünflächen geschaffen werden.

Gemeinde und Staat teilen Kosten
Landwirtschaftsminister Romain
Schneider erinnerte daran, dass die
Idee der Gartenschau nicht ganz
neu ist. Geboren wurde sie schon
2009 beim Gärtnerverband. Im
Jahr 2016 wurde eine Machbar-
keitsstudie vorgestellt. In 2019
schließlich wurde dann eine Trä-
gergesellschaft ins Leben gerufen,
um das Ereignis vorzubereiten.

Gleichzeitig schlossen die Stadt
Luxemburg und die Regierung ein
Abkommen, demzufolge Gemein-
de und Staat je 50 Prozent der Kos-
ten übernehmen. Und die werden
auf zehn Millionen Euro ge-
schätzt. Eine zusätzliche Finanz-
spritze wird sich von Sponsoren
erhofft. 300 Vereinigungen und
öffentliche Verwaltungen wurden
aufgerufen, Ideen einzubringen.

Die Veranstalter wollen den Be-
suchern, die oft nur den Banken -
platz vor Augen haben, Luxem-
burg von einer anderen Seite zei-
gen. Dabei soll die Trägergesell-
schaft die Koordination überneh-
men. Projekte hingegen, so wurde
versichert, würden von der Be-
völkerung, Vereinen und Berufs-
gruppen erwartet.

Vier Themenschwerpunkte

Mögliche Themen, die im Rah-
men der Gartenschau behandelt
werden, sind die nachhaltige Le-
bensmittelproduktion, die Kreis-

laufwirtschaft, die Mobilität, die
kulturelle Vielfalt sowie die Stadt
Luxemburg und ihre Vergangen-
heit. Zu diesen und weiteren The-
men sollen Seminare und Konfe-
renzen veranstaltet werden.

Bei der Gartenschau wird es vier
Schwerpunkte geben. Im Vorder-
grund steht die Natur in der Stadt.
Hiefür bietet sich das Petrusstal an,
das sich nach der Renaturierung
des Bachlaufs wieder von seiner
schönsten Seite zeigen soll.

Zur Verbindung zwischen Na-
tur und Sozialem wird es im Stadt-
park kommen. Dort werden bei
Führungen etwa Vögel im Park,
Fledermäuse, Insekten, Moose und
Flechten behandelt.

Um Natur und Stadtentwick-
lung wird es in Kirchberg gehen.
Und für die Verbindung von Na-
tur und Kultur bieten sich die
Stadtviertel Grund, Clausen und
Pfaffenthal an. Die verschiedenen
Standorte sollen bequem zù Fuß,
mit dem Fahrrad oder den öffent-
lichen Transportmitteln zu errei-
chen sein. Auf Pestizide wollen die
Organisatoren der grünen Veran-

staltung verzichten. So zumindest
steht es auf ihrer Liste der guten
Vorsätze.

Nachhaltige Zukunftsplanung
Darüber hinaus wird sich bei der
Gartenschau auch mit gesunder
regionaler und saisonaler Ernäh-
rung, dem Wert des Gartens für
den sozialen Zusammenhalt in
Wohnvierteln, mit Aktivitäten für
Kinder und Jugendliche und der
Rosenzucht befasst - und es wird
einen Heilpflanzengarten geben.

Bei all dem soll auch die Kultur
durch die Organisation von Aus-
stellungen und Konzerten nicht zu
kurz kommen. Und schließlich soll
die Gartenschau auch einen Blick
in die Zukunft ermöglichen mit
Antworten auf die Frage, wie die
Stadt von morgen aussehen soll.

Das, was jetzt auf dem Tisch
liegt, ist noch nicht der Weisheit
letzter Schluss. Gute Ideen seien
immer noch willkommen, heißt es
von den Verantwortlichen.
฀ www.luga2o23.lu


